rien, Allgemeiner Teil (GGO I) wurde durch BeschluB der
Bundesregierung vom 8. Januar 1958 erlassen. Fiir ihr
Inkrafttreten wurde- keine . Zeitpunkt bestimmt, da  die
Bundesministerien 'schon vorher danach verfuhren. Die
GGO I gibt allgemeine Grundsitze fiir den Aufbau der
Ministerien, regelt die duBere Form des Geschdiftsganges,
enthdlt Bestimmungen zur Dienst- und Hausordnung sowie
inihren Anhdngen die Regisirataranweisung,' die Kanzlej~
anweisung, - die Dienstkraftfahrzeuganweisung und die
Grundsdtze fiir die Beschaffung und Verwaltung von.
Dzenstgerat und. Verbrauchsgegenstinden,

Die Gemeinsame Geschdftsordnung der Bundesmzmste- '

‘ Bundesregzerung vom 1. August 1958 verabschiedet wor--
den. Unterm 10. Médrz 1960 hat ‘die Bunde‘sregierung
einige Ergdnzungen und Anderungen beschlossen, die in
. dieser  Druckauflage beriicksichtigt‘si'nd. Auch fir die

~iestgesétzt zu Werden, weil. ‘sich die  Bundesministerien
‘bereits nach den Entwiirfen richteten.

Die Gemeinsame Geschdftsordnung der Bundesministe-

‘nen Besonderer Teil (GGO. 1I) ist durch:Beschluf} der .

GGO I brauchte kein Zeitpunkt fir ihr Inkraittreten
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Die vorliegende Datei beruht auf einer qualitativ nicht ganz einwandfreien Papiervorlage; ihr Inhalt ergibt sich aber auch aus dem Nachdruck von 1968, der unter www.LegistiK.de/1968/ggo im Volltext verfügbar ist.


Inhaltsiibersicht :

- I.. Kapitel

Verkehr mit Bundestag, Bundesrat und Bﬁndesver‘iassungs"ge{riéht~ ;j :

Seite

1. Abschnitt: Bundestag -

1. Titel: ' Allgemeines

4Ge§schéifts- und Hausmdnuhg des . Bundestages. . . . .04 o
Ausweiskarten fur das Bundestagsgebaude N y
Regierungsbank - T L I I PR e e
! ‘Teilnahme an AusschuBstungen B R TN A

Ausschiisse nach § 73.:Abs. ‘4 Satz 2 der Geschaftsordnung des
Deutschen Bundestages P P T DA 1

Cor R W e

. i 2 Titel:‘ Grofie Anfragén‘
o ‘§ 6 VGroBé Anfragen’ iU e 0 e e s e , _1‘2‘ -
3. Titel: Kleine Anfragen

. § 7 Schriftliche Antwort . . .. . S R, S
8.8 Bekaﬁntgabe d_er Antwort oL w e e G iy

4, Titel: Miindliche Anfragen, Fragestunde

9 k~ 9 Durchfuhrung der Fragestunde ............... 1 14
§ 10 Beantw‘ortung von nicht erledlgten mindlichen-Anfragen . ... o 1‘4 }5

5 Tltel. Beschlusse des Bundestages nach: § 115 der Geschaftsordnung
: “des Deutschen Bundestages :

7:)‘§ 11 Zuleitung und Ausfihrung der Beschliisse . B e 15

512 Bemerkungen. zur: Antwort: der Bundesregierung nach § 116 L
‘ Absatz 1-der Geschaftsmdnung des Deutschen Bundestages. « . 15




6. Titel: Antrige

5 13~ Bearbeitung der Antréige aus der Mitte des Bundestages' .

7. Titel: Ministerreden

‘ 14 Sprechzettel‘ .....
- 815 Veroffenthchung von Mlmsterreden I P

2 Abskchnitt: Bundesrat

3 T'16 Geschaftsordnung dés Bundesrates: . . ., R

3 Absdmltt Vermttlungsaussdluﬂ nach “Artikel ‘77 des Grundgesetzes ‘

s17 Geschaftsordnung des Vermlttlungsausschusses i

4. Abschnitt; Verfahren vor:dem Bundesverfassungsgeridit o

_EBinleitung des Verfahrens; Beitritt zum Verfahren i . . .7, :

Veriretung der Bundesregierung vor dem Bundes-
verfassungsgericht 0oL L v L s

: AuBemngen und - Auskiinfte gegenuber de'm Bundes~
- verfassungsgericht - Ll e s

Il Kapitel
Weg der Gesetzgebu.ng

1. Abschnitt: Vorbereitung der Entwiirfe

Unternchtung des Bundeskanzleramtes e e e
Betemhgung der Bundesministerien . ;i .. A S
‘Beschaffung von Unterlagen .-, .. v ooy S
Unterrichtung der Landesministerien . .00 o
Unterrichtung anderer Stellen . . . ... . . . el D

2. Abschnitt: Fassung der Entwiirfe
1. Titel: Formlichkeiten = ¥

6 Bezelchnung des Gesetzes . . i o o o
Kennzemhnung der Entwiitfe und des Entwurfsbearbe1ters i



§.28
§.29
830

531
o832
- §33
53

 §36
0§37

1§38

539

§ 4l

s a4
s u

847
i 48

- §50

g5t

: Bundesrat
543

- § 45
. 546

‘Beschliisse des Bundestages

2. Titel: “Gesetzesvorlagen ‘des: Bundestages und des Bundesr‘ateé ‘

549
“Gesetzesvorlagen des Bundesrates:

Eingangsformel
Inkrafttreten R A
Ermachtlgung Zl Rechtsverordnungen

2. Tit_el: Auﬂere Form

Gleichheit: der duBeren Formy, . wi oo U i
Abkiirzungen; Form. der Beze1chnung angefithrter Textstellen.
Klarheit des Inhalts

Gesetzessprache

3.:Abschnitt: Vorlage der Entwiirfe

1. Titel: Gesetzehtwﬁrfe der Bundesi‘egierung‘

BeschliB' der Bundesregierung

Priifung ‘auf RechtsfrmlichKeit .

Einbringen det, Gesetzesvorlage . R TICR EL S P
Verfahren bei Zustlmmungsgesetzen zu volkelrechthchen Ver-«
tragen (Abkommen)

Vorlage an den Bunde‘srat .
Drucksachen des Bundesrates
Vertreten der Gesetzesvorlagc vor dem Bundestag und

Stellungnahme des: Bundesrates :
Einbringen der Ges‘étzes.vorlage beim Bundestag
Drudksachen - des ‘Bundestage's

Versenden der Baschliisse des Bundestages
Verfahren nach Artikel' 77 des. Grundgesetzes
Verrfahren nach “Artikel 113 des Grundgesetzes .

Gesetzesvorlagen des Bundestages

o

3. Titel: Geselzentwiirie bei Gésétzgebungsnotst’and

Ve‘r’f‘ahren im: Gesetzgebungsnotstand




4, Abschmtt Ausfertlgung der Gesetze und Vorbereltung
ihrer Veroﬁentlldlung

- ‘Beschleunigung der Verkun-dung

Vorbereitung der Verkiindung
_“Herstellung der Urschrift; Datum; Schlufformel
“Gegenzeichnung durch. 'die Minister .

Gegenzeichnung durch - den ‘Bundeéskanzler : und Aufsfertigung‘ :
durch :den: Bundesprdsidenten ;
Verkiindung :

III. Kapitel

Besondere Bestxmmungen fiir den Erlaf von Rechtsverordnungen
und allgemeinen Verwaltungsvorschnften

1. Abschnitt: Allgemeines

. Bezeichnung

2 Abschmtt. Rechtsverordnungen :

k Emgangsformel

- Zeitpunkt der Ausfert1gung

_ Begriindung

‘ Betmhgung und duBere Form
~V6rLane an die Bundesregierung
. ‘Vorlage an den Bundesrat

_ Folgerungen aus dem BeschluB des Bundesrates
‘:Vorberextu‘ng der Verkundung
Unterzeichnung der Urschrift
Untersc‘hrift k ‘
Vertretling ‘ :

Verklndung oo v
Inkrafttreten

3. Abschnitt: Allgemeine Verwaltungsvorschriften

. Bezeidinung.
Eingangsformel
- Weiteres Verfahren




IV. Kapitel

Seite |

Besondere Bestimmungen fiir zwischenstaatiiche Vereinbarungen

875 Aufnahme von Verhandlungen-." . . . . . 4 . L. 0 0 e
5§76 Beteiligung und “Unterrichtung der Bundesministerien
;~§’77»Vollmachten..................,....
©.§78 ‘Verfah1en;be1 Zustimmungsgesetzen ... LS o

§ 79 Bekanntgabe von Abkommen . PR PR P

V. Kapitel

‘Versffentlichung in den amtlichen Blittern

§80 Allgemeines . . ... . i.. .o LD
§;8i Verteilung des Stoffes - v, L. oo B P
o Anlagen
 Anlagel (§37ADS.5) .. ..o
. Anlage2 (8§48,56 Abs. 1) . . ..o o Sl
‘:[Anlages (§:56 Abs, 1) v\ oo s e
 Anlage4 (§56 Abs. 1, § 57 Abs. 1) .. Lo SR
. Anlage5 (§56 Abs. 1, § 57 AbS. 1) » ou i o

__Anlage 6 (§ 56 Abs.1,'§.57 Abs. 1) C T
Anlage? (§59 Abs.3) . ... ORI T U R

Sachverzeichnis

51‘ -

5L

%8
o




. BUNDESTAG; ALLGEMEINES

1. Kapitel: Verkehr mit Bundestag, BundeSrat
und Bundesverfassungsgericht

1. ABSCHNITT: BUNDESTAG
1. Titel: ‘Allgemeines
§ 1
Geschdfts- und Hausordnung,
des Bundestages

@ Fur den Geschiftsqang des Bundestages gilt seine Geschéift’s“o‘r&
_ nungl), fiir das Verhalten im Bundestagsgebdude seine Hausordnung
. (§ 7 Abs: 2 det Geschaftsordung des Deutschen Bundestages).

. (2) Die V01151tzungen des Bundestages sind offentlich, wenn dle
. Dffentlichkeit nicht ausgeschlossen ist. Die Sitzungen der Ausschiisse
sind nicht offentlich, soweit nicht Artikel 44 des Grundgesetzes ode
die Geschaftsordnung des Bundestages etwas anderes bestimmt.

. (3) Uber die Beratungen und Beschliisse der Ausschiisse und uber
Ausarbe1tungen, die 'sie- veranlafit haben, diirfen amtlich nicht be-
teiligte  Stellen ‘oder Personen:nur mit Zustimmung der betelhgten,
Ausschuﬁvorsnzenden unterrichtet werden. ‘

§ 2 ; o
1 ;Auswelskarten fur das Bundestagsgebaude

(1) Zum Betreten des Bundestagsgebaudes berechtlgen die D1enst~
;auswewe der M1n1ster1en. ;

11) Geschaftsordnung des Deutschen Bundestages vom 6. Dezember 1951
{Bundesgesetzbl. 1952 11 S:-389 und 604 in der Fassung der Bekanntmachun
vom 6. Dezember 1955 [Bundesgesetzbl 11 S 1048]). ;




. BUNDESTAG; ALLGEMEINES g

(2) Zum Betreten des Plenarsaales (Reglerungsbank und Trlbune)j““
©sind auBerdem besondere EinlaBkarten erforderlich, die von der Ver-'
Waltung des Bundestages ausgegeben werden

Regier'un‘gsbank
(1).Die erste und zweite Sitzreihe der Reglerungsbank smd fir dle
Bundesminister und Staatssekretdre vorgesehen

(2) Andere Angehorlge von Ministerien. sollen. auf der Regierungs-
_ bank nur Platz nehmen, wenn ihre Anwesenheit zu den emzelnen[
- k‘Punkten der Tagesordnung zwmgend notWendlg ist.

§4\
Teilnahme an Aus‘skch‘uﬁsi‘tzunge'n‘

(1) Die Teilnehmer an den Auéschuﬁsitzungen tfagen sich in die :
-aufliegende Anwesenheitsliste ein. Ihre Zahl ist moglichst auf die am
: ,‘Beratungsgegenstand unmittelbar Beteliligten zu beschrdnken: L

(2) Die Beauftrégten der Ministerien, die in den Ausschuﬁsitz‘ungen“
bestimmte Tagesordnungspunkte vertreten, haben diese dem " Vor-
31tzenden bekannt zu - geben.

§:5

f:;Ausschusse nach § 73 Abs. 4 Satz 2 der Geschafts-
ordnung des Deutschen Bundestages'

- An den Sitz’ungen derkAuss‘chiisse, fiir die nach § 73 Abs, 4 Satz 2
. der Geschiftsordnung des Deutschen Bundestages die Teilnahme auf
die stimmberechtigten Mitglieder dieser Ausschiisse und ihre Stell-
vertreter beschriinkt ist, diirfen auBer den Ministern und den Staats-
 sekretédren Beauftragte der Bundesmmlsterlen nur teilnehmen, wenn
. sie dem Vorsitzenden des Ausschusses schriftlich benannt oder von"
1hm ausdricklich zugelassen Worden sind 2).

Y D1es gﬂt Zur Zeit fiir folgende Ausschiisse: Auswart1ge Angelegenhelten,
- Gesamtdeutsche und Berliner Fragen, Verteidigung, Inneres, soweit Fragen ;
des: Verfassungsschutzes behandelt Werdcn sollen : :



. GROSSE ANFRAGEN

2. Titel: Grofie Aniragen
§6
“GroBe Anfragen’

(1) Nach.§ 106 der Geschaftsordnung des-Deutschen Bundestages
teilt der Prasident des:Bundestages die Grofien Anfragen:dem Bun
_ deskanzler mit und fordert die Bundesregierung schriftlich zur
_Erkldrung auf, ob' und wann sie antworten werde. Das Bundeskanzler-
amt leitet die GroBSen Anfragen, wenn sie nicht wegen ihrer pol
‘tischen Bedeutung vom Bundeskanzler oder seinem Stellvertreter
‘beantwortet werden sollen, zur Beantwortung an das federfiihrende
- Ministerium weiter oder teilt ihm, will der Bundeskanzler selbst
_ antworten, dies mit und benachrichtigt den Pra51denten des Bundes—
“‘tag’es und die beteiligten Mlmstenen

: (2) Ist das Ministerium, dem die Anfrage zugesandt wird, nicht
zustandig, gibt es sie sofort — mbglichst nach miindlicher oder fern-
- mindlicher Verstandigung — an das federfithrende Ministerium ab.
 Das Bundeskanzleramt und die beteiligten Ministerien erhalten Ab-
_ gabenachricht. Das Bundeskanzleramt verstdndigt h1ervon den Pra
_sidenten des Bundestages:

. (3) bie Bundesreg1erung kann dle Beantwortung uberhaupt oder fur f
_ die ndchsten beiden Wodhen ablehnen, sich zur Beantwortung in einer
_ bestimmten Sitzung bereit erklaren oder smh Vorschldge fiir-den Zel
;punkt vorbehalten. - :

. (4) Ordnet der Bundeskan71er wenn er selbst antworten will, oder
der federfithrende Minister nichts anderes an, soll sofort, spatestens
_ aber binnen 14 Tagen, nachdem die Grofie Anfrage im Bundeskanzler-.
 amt eingegangen ist; an den Préasidenten des Bundestages folgendes“?
. Schrelben gerichtet wexrden:

~wDie Bundesreglerung ist - bereit, ‘die GroBe Anfrage
der Abgeordneten o (Drucksache e
Zu beantworten ' ‘ ‘

; Sowelt notlg, sind. Vorschlage fiir den Zeltpunkt zu: machen. Ab
schrift. des Schreibens erhalten das Bundeskanzleramt, wenn derg
Bundeskanzler nicht selbst antwor’cet und die beteiligten Ministerien.

[ Lehnt die Bundesreglerung iberhaupt oder fur die nachsten
zwei Wochen die Beantwortung der GroBen Anfrage ab, gilt § 108‘,5
der Geschaftsordnung des Deutschen Bundestages .
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(6) Werden durch die beabsichtigte Antwort Richtlinien der Politik
 betroffen (Artikel 65 des Grundgesetzes), ist durch rechtzeitige -
. Rickfrage beim Bundeskanzleramt die Auffassung des Bundeskanzlers
~festzustellen, wenn er nicht schion selbst die Beantwortuing uber— -
nommen: hat (Absatz 1 Satz 2). : .

"3. Titel: Kleine Anfragen
§ 7 :
Schrlftllche Antwort :

(1) K]eme Anfragen nach & 110 Abs. 1 -der Geschaftsordnung des‘k .
 Deutschen Bundestages tbersendet der Prdsident des Bundestages
- dem Bundeskanzler mit besonderem Schreiben. Das”Bundeskanzlers

_amt gibt sie, wenn sie nidit wegen . ihrer politischen- Bedeutung
vom Bundeskanzler beantwortet werden sollen, an das feder-
- flihrende - Ministerium “weiter - oder  teilt ihm, will' der Bundes-

kanzler: die -Kleine . Anfrage . selbst = beantworten, - dies ~mit “und

‘benachrichtigt den  Prisidenten des Bundestages und die be:
. teiligten Ministerien.: Kleine Anfragen sollen in der Regel: schrift-
© lich binnen 14 Tagen, nachdem das: Schreiben beim Bundeskanzler-

. amt eingegangen ist, bedntwortet werden. Ist in dieser Frist-keine
sachliche Antwort méglich, soll dies rechtzeitig dem Prédsidenten des
. Bundestages schriftlich mitgeteilt und d‘abei ‘angegeben werden, ob
cund wann die Antwort zu erwarten ist. Der:Antwort an den Pra-
_ sidenten ‘des Bundestages ist eine Abschrift beizufiigen. Weitere
. Abschriften” der- Antwort erhalten das' Bundeskanzleramt, wenn der
. Bundeskanzler die Kleine Anfrage nlcht selbst beantwortet, und dle*‘
betelhgten Ministerien.

- {2) Von -der Mitzeichnung anderer Ministerien ist der Eile Wegen* .
. regelmaﬁlg abzusehen, Muf ein anderes Ministerium zustimmen, ist
~dds so: schnell wie moghch (z: B. durch Fernsprecher) zu Veranlassen‘ ‘
- und auf dem Entwurf zu vermerken. ‘

(3).8 6. Abs 2 —— Abgabe an das zustandlge Ministerium —: und
8§06 ADbs. 6= Verhalten wenn Richtlinien der; Politik beriihrt Werden
= gind smngemaﬁ anzuwenden

§s'

Bekanntgabe derAntwort

; (1) Die schrlfthche ‘Antwort auf die Kleine Anfrage wird- als Bundes-i o
- tagsglmcksache verteilt. In den amtlichen Mitteilungen des steno-
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_grafischen. Berichts ttber die Vollsitzung wird auf die Beantwortung
der Kleinen Anfrage und die Verteilung als Bundesdrucksache hm
; k;gewzesen B

(2) Ist ‘der Abgeordnete mit der schrlfthchen Antwort nicht zu—
frieden oder wird nicht binnen 14 Tagen geantwortet, kann er Seine
Frage in der Fragestunde (§ 9) erneut vorbringen. -

4 Tltel ‘Miindliche: Aniragen, Fragestunde :

§9,,

Durchfuhrung der Fragestunde

(1) Die Anfragen fiir eine Pragestunde werden vom Prisidenten
,des Bundestages in einer Drucksache zusammengefaBt und dem
~ Bundeskanzler zugeleitet. Das Bundeskanzleramt gibt die einzelnen
_ Anfragen, ‘wenn sie nicht wegen ihrer politischen Bedeutung vom
. ;JBundeskanzler oder seinem Stellvertreter beantwortet werden sollen,

an das federfithrende Ministerivm weiter oder- teilt ihm, will der
TBundeskanzler selbst: antworten, dies mit. Das Bundeskanzleramti
teilt dem Direktor beim Bundestag mit, wer die Fragen beantworten
‘wird. § 6 Abs. 2 — Abgabe an das zustindige Ministerium —, § 6
Abs. 6 = Verhalten, wenn Richtlinien der Politik berithrt werden —
und § 7 Abs. 2 — Heranmehung be‘celhgter Mlnlsterlen — sm
smngemaﬁ anzuwenden ; ~

(2) Die Antwort 1st so kurz wie moghch zu halten. Sie W1rd regel-
. miBig vom federfilhrenden Minister oder dem Staatssekretdr dieses
Ministeriums erteilt. Sind beide verhindert, kann die Antwort von
einem anderen Minister oder dem Staatssekretdr dieses Mlmstemumsf
ertellt werden :

§ 10
Beantwortung von micht erledlgten
: mundllchen Anfragen

(1) Miindliche Anfragen die wegen Zeitablaufs in der Frag
‘stunde nicht mehr beantwortet werden konnten, sind  unverziig-
lich schriftlich zu beantworten, Die Antwort ist ai den Abgeord-
: eten zu richten, der die Anfrage gestellt hat. Abdruck: der Ant-
wort erhalten der Prasident des Bundestages, das Bundeskanzler
am’c und d1e betelhgten Mlmstenen :
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(2) Konnte eine miindliche Anfrage in der Fragestunde nicht
“beantwortet werden, weil . der anfragende Abgeordnete abwesend

war und die Frage nicht von'eihem anderen Abgeordnefen in Ver-
tretung des Abwesenden an die Bundesregierung: gerichtet Wurde,f

= ‘1st die Anfrage schriftlich nach Absatz 1 zu beantworten.

(3) Wurde -eine mundhche Anfrage in der Fragestunde nicht be-
antwortet, weil der zustandige Minister oder der Staatssekretdr dieses
- Ministeriums nicht anwesend sein konnte und die Beantwortung durch

- ‘einen anderen Minister oder ‘den: Staatssekretar dieses Ministeriums

. nicht zweckmaBig erschlen, ist die Antwort auBerhalb der Tages~
ordnung in der ndchsten Sitzung des Bundestages nachzuholen, in
der der zustindige Minister odér der Staatssekretar: dieses “Mini-

_ steriums und der anfragende Abgéordnete' anwesend: sind.

(4) Wirde eine Anfrage bereits in einer fritheren Fragestundef,;f

 beantwortet, hat-die nach § 9 Abs. 1 fiir die Beantwortung zustiandige

Stelle den Fragesteller rechtzeltlg darauf aufmerksam’ zu. machen.

5. Titel: Beschliisse des Bundestdges nach § 115
der Geschaftsordnung des Deutschen Bundestages
: § 11 S
Zule:tung und Ausfuhrung der Beschliisse
Beschlusse des Bundestages die- Ersuchen an-die Bundesreglerungf“

_ enthalten (§:115 Geschaftsordnung:des Bundestages), teilt der Prasi-
-dent des Bundestages dem Bundeskanzier mit. Das Bundeskanzleramt

 leitet sie dem federfiihrenden Ministerium zu und benachrichtigt

. die betelllgten Ministerien. - Der. federfiihrende -Minister: oder  det
Staatssekretdr dieses Ministeriums erteilt, wenn notig; fiir die Bundes-
. regierung die Antwort. Sie ist 'an den Présidenten des Bundestages; .

_ zu richten: Das Bundeskanzleramt und die beteiligten Ministerien

;ferhaltenv Abschrift der Antwort. § 6 Abs. 2 — Abgabe an das zu-
_ stdndige Ministerium — und § 6 Abs. 6 — Verhalten, wenn Richt-
~ linien der Politik bertihrt werden - sind sinngemadf anzuwenden.

§12

"‘;‘Bemerkungen ZUur Antwort der Bundesreglerungjr
nach § 116 Abs .1 der Geschiftsordnung '
des Deutschen Bundestageé ~

Fir Bémerkungen, die’ zur Antwort der - Bundesregierung vom

Bundeystag oder von einzelnen seiner Mitglieder nach § 116 der Ge- =
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schaftsmdnung des - Deutschen - Bundestages gemacht werden, gllt:
; § 11 entsprechend :

6. Titel: Antrige

§ 13

Bearbeltung der Antrédge aus der Mitte
des Bundestages

 Antrdge aus der Mitte des Bundestages hat das Ministerium, in
~dessen Geschéftsbereich sie fallen; alsbald darauf zu priifen, was zu

_Véranlas‘sen ist, vor allem, ob die Bundesregierung in der Vollver-
sammlung oder’im AusschuB eine Erklarung abgeben muB. Beriithtt
- ein Antrag das. Sachgebiet. mehrerer Ministerien,  ist zundchst zu,‘
‘ klaren, wer gegeniiber dem Bundestag federfithrend 1st

7. Titel: Ministerreden
s 14
Sprechzettel

 Uber Angelegenheiten, die voraussichtlich im Bundestag zur Sprache
 gebracht werden, fertigt der: Referent einen Sprechzettel.an, der alle
. wesentlichen Tatsachen und Griinde kurz zusammenfaBt. Er ist dem
 Minister oder, wenn sein Vertreter sprechen wird, diesem vorzulegen.

§ 15
: Veréfffe‘nt‘lichung ‘v on Miﬁisterreden

(1) Der stenografische Dxenst des Bundestages legt die Nleder-:
schriften der Reden, die ein-Minister:-oder seéin Vertreter im Bundes-;
tag gehalten hat, dem Redner vor. Sie sind sofort durchzusehen und
_inder vom Bundestag vorgesehenen Frist zurlidkzugeben 3), ‘

,k (2) Schnfthch ausgearbeitete Bundestagsreden der M1n1ster oder
1hrer Vertreter die von allgemelner ‘Bedeutung sind oder pohtlschen

- 3) Redner haben ihie Korrekturen binnen zwei Stunden, nachdem sie den
Korrekturabzug erhalten haben, an den stenographlschen D1enst zuruckzu—
geben
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: fInhalt haben smd dem Presse- und Informatmnsamt der Bundes
yegierung im Abdruck zu tubergeben. Wurde beim: Vortrag vom Wort~
~laut abgewichen, ist es moghchst zZu beruckswhtlgen ' ‘

2. ABSCHNITT: BUNDESRAT
| §16
Gesché’lftsordnUng des"Bundesrates‘

; (1) Fur ‘den Geschaftsgang des : Bundesrates gilt selne Geschafts
ordnung) e ;

() Die Vollversammlungen des Bundesrates smd offenthch wenn
- die” Offentlichkeit nicht" fir ‘einzelne Beratungsgegenstande ausg'e--
o ‘ Qschlossen ist..Die Ausschu1351tzungen sind nicht 6ffentlich.:

e § 1 Abs. 3 — Unterrichtung AuBenstehender — und § 4 — Teil t'
. nahme an AusschuBsitzungen = sind entsprechend anzuwenden‘

3 ABSCHNITT VERMITTLUNGSAUSSCHUSS NACH
ARTIKEL 77 DES GRUNDGESETZES

§17‘
k 4Geschaftsordnung des Vermlttlungsausschusses

(1) Fiur den Geschaftsgang des Vermlttlungsausschusses gilt dle
Geneinsame Geschaftsordnung des Bundestages und des Bundesrates
- fur den Ausschuﬁ nach Artlkel 77 des Grundgesetzes 5,

4) Geschdftsordnung des Bunde51ates in der Fassung der Bekanntmachung}
o vom 27. August 1953 (Bundesgesetzbl IL'S, 527 : .

0 5) Gememsame Geschaftsordnung des Bundestages und des Bundesrates;
. fiir den AusschuB nach Art. 7# des’ Grundgesetzes. (VermittlungsausschuB)
 vom 19 April 1951 (Bekanntmachung vom 5. Mai 1951 — Bundesgesetzbl. 11

s 103) in‘ der Fassung der Bekanntmachung vom 11, Februar 1957 (Bundes-

o gesetzbl. ILS, 31). Die Geschaftsordnung gﬂt auch flir die 3, Wahlperiode des
,~,Bundestages vgl Bekanntmachung vom 18. Januar 1958 (Bundesgesetzbl 1
8 69) :
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. {2) Die Sitzungen des Aus s und seiner Unterausschusse s1nd~
nicht ffentlich, Die Mitglieder dér Bundesregierung sind berechtig
i ~~‘kund auf BeschluB des Ausschusse verpfhchtet an ihnen teilzunehmen,
Angehor1gen der Ministerien kann durch BescthB des Ausschuss
‘f‘f,dle Te1lnahme gestattet werden.

. (st Abs 3= Unternchtung Auﬁenstehender — und $ 4 — Te1
“:nahme an Ausschufsitzungen — sind entsprechend anzuwenden.

4. ABSCHNITT VERFAHREN VOR DEM
= BUNDESVERFASSUNGS(JERICHT

§18

E1n1e1tung de Verfahrens
Beltrltt zum Verfahren

}f‘ (1) Das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgerlcht nchtet
nach dem Gesetz uber das Bundesverfassungsgerlcht vom 12. Ma
1951 (Bundesgesetzbl I S. 243) in der Fassung des Gesetzes vo!
21 Juh 1956 (Bundesgesetzbl 1S.662). ‘

_ (2) Uber dle E1n1e1tung eines Verfahrens und uber den Be1tr1tt ‘
 Bundesregierung zu einem anhanglgen Verfahren 1st em Kabinet
beschluﬁ herbelzufuhren o

§19 ;
Vertretung der Bundesreglerung -
‘ vor dem Bundesverfassungsgerlcht

(1) Das federfuhrende Mlmstenum ver’crltt d1e Bundesregler
im Verfahren und bestellt die Vertreter fiir die miindliche Verhan
lung Fiir die Beteiligung anderer Mnnstenen gﬂt § 70 Abs 1 b1
GGO I mit § 20 Abs 3 GGO II ~ ~ ~

2) D1e Vertreter der Bundesreglerung inder mundhchen V’erhan‘
lurig sind durch Kabinettbeschluf zu bestellen, wenn, dle Bedeutun
S Verfahrens es erfordert oder wenn bei Beteﬂlgung von mehr a
“"nem Mmlsterlum kelne Elnlgung uber d1e Vertretung ermelf: Werde
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(3) D1e schriftliche Vollmacht nach §- 22 Abs 2 des Gesetzes uber;
das Bundesve1 fassungsgerlcht erteilt der federfuhrende Minister oder,
i Wenn’ eifi Minister die Bundesreg;erung vertritt, der Bundeskanzler .

(4) Die Entséndung von-Beobachtern zu Verfahren; an denen die
Bundesregierung . nicht beteiligt. ist, und:-zu Verkundungstelmlnen_g
o hegt im Ermessen der fachlich zustandlgen Ministerien: =

§ 20

Auﬁelungen und Auskinfte
gegenuber dem Bundesverfassungsgellcht

(D Der Bundesreglerung vom Bundesverfassungsgerlcht zur Auﬁe-
rung tibersandte Schriftsdtze leitet das Bundeskanzleramt dem feder- ‘;
- filhrenden Ministerium zur Bearbeitung zu. AuBerungen gegentiber
~idem. ‘Bundesverfassungsgericht werden, wenn kein einzelnes ‘Mi-
“nisterium: -unmittelbar angesprochen ist, ,namens:der Bundesreglev
‘}»'rung abgegeben und dem Bundesverfassungsgerlcht mit-der jeweils

- gewlinschten Anzahl von- Abdrucken iibersandt. Je einen Abdruck

 der AuBerungen erhalten das Bundeskanzleramt und die Bundes

: mlmsterlen des Innern und der JUStIZ

(2) Die AuBerungen sollen regelmaﬁlg vom Minister oder Staats-
; sekretar ‘gezeichnet ‘werden; die Re1nschr1ften sind eigenhéndig zu
' unterschrelben (siehe §§ 35 If. GGO D). ;

( ) An der Vorbereltung der AuBerungen sind alle sachhch be
“kruhrten Bundesministerien; stets aber die Bundesministerien des In-
:nern und der Justiz zu beteiligen, damit eine einheitliche formale Be
. handlung der einzelnen Streitsachen sichergestellt wird und von den
Ministerien keine vonelnander abweichenden AuBerungen abge-‘: ;
*if‘\geben wérden. ~ .

‘ (4) Bestehen Me1nungsversch1edenhe1ten uber den Inhalt einer ab
"*f_‘zugebenden AuBerung, ist der Entwurf, wenn keine: Verstandlgung .
tiber ihn herbeigefithrt werden kann dem Kablnett Zur Beratung,

und zum BeschluB zu unterbrelten

; (5) Bei der Erteilung von: Auskiinften an das Bunde,sverfassungs-~
- gericht durch einzelne Bundesmlmster sind alle sachlich beriihrten
- Ministerien zu betelhgen Soweit: Auskunfte nicht Tatfragen be’cref—:
Lyffen gﬂt Absatz 4 entsprechend :
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| I1. Kapitel:Weg der Gésetzge‘bung‘ ;

1. ABSCHNITT: VORBEREITUNG DER ENTWURFE
§ 21

“ U;n‘ter‘r“i'cht‘ung de‘s‘Bu‘ndeskanzl’e‘rjamtes‘ .

. Wird ein politisch wichtiger Gesetzentwurf ausgearbeitet oder di
 Arbeit an ihm durch bedeutsame Vorgénge beeinfluBt, ist dies dem
‘::jBundeskanzleramt mitzuteilen, Es entscheidet, inwieweit das Presse
und Informationsamt der Bundesregierung unterrichtet werden soll.

§22

Bete111gung der Bundesmlnlsterlen

o (1) Die betelhgten M1n1ster1en sind bei der Bearbeltung von Ge
- setzentwiirfen schon zu den Vorarbelten zuzuz1ehen (s auch § 7
Abs. 1 bis 3 GGO ). :

2) Zu betelhgen smd z.Bi:

kka) das Auswarhge Amt bei Entwiirfen von Zustlmmungsgesetze?
 zu Vertrdgen (Abkommen) nach Artikel 59 Abs. 2 des Grund
‘ gesetzes,

. 'kl:b) das Bundesnumstermm des Innern -und das Bundesmlmstenum
f}, der Justlz, wenn Zwelfel be1 Anwendung des Grundgesetze
- auftreten, : ~ ~

) das Bundesmmlsterlum der Just1z, um die Prufung der Rechts
~ ‘formhchkelt 8 36) vorzuberelten, ~

 d) das Bundesmmlstermm des Innern, wenn Belange der Gemem
. den und Gemeindeverbande beruhrt werden,

e) das Bundesmmlstermm des Innern und der Bundesbeauftragte"
 fur Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, wenn neue Dienst-
stellen geschaffen oder bestehende verandert werden sollen,



§

"‘;f) das: Bundesmmlsterlum “der Fmanzen be1 Vorschrlften ube
. Steuern oder andere Abgaben, :

q) ‘das Bundesministerium der Flnanzen und der: Bundesbeauftragté
fiir Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, wenn Einnahmen ode
Ausgaben des  Bundes, ‘der Lander oder Gememden und Ge
'melndeverbande betroffen werden, :

h) das Bundesministerium fir Famlllen- und Jugendfragen, wen
‘ Belange der Familien- oder Jugendpolmk beluhrt Werden ‘

(3) Umfangrelche oder kostspielige Vorarbelten sollen be1 Me1
o nungsverschledenhelten zwischen den hauptsachlich betelhgten ober
; * sten Bundesbeho6rden nicht begonnen oder veranlaBt werden, hevor
~das Kabinett entschieden hat. Die Verantwortung der Minister fur;
eilige Vorarbeiten in 1hrem Geschaftsberelch ~wird h1erdurch nlchtf
beruhrt

(4) Wegen der Vorlage des Entwurfs an das Kabinett w1rd auf
§ 37 Bezug genommen. Aus dem Anschreiben mubB sich ergeben, daB ‘
8 16 der Geschaftsordnung der Bundesreglerung beachtet Worden ist.

 5§ 23

Beschaffung von Unterlagen

{1y Zur Beschaffung von Unterlagen fur d1e Vorbere1tung von Ge

setzen konnen die Vertretungen dér betelhgten Fachkreise herange

- - zogen werden. Das gilt auch fir die Spitzenverbande der Gemeinde:
und Gemeindeverbinde. Zeitpunkt, Umfang und Auswahl bleiben,

. wenn nicht Sondervorschriften bestehen, dem Ermessen ﬁberlassen

- Soll der Entwurf vertrauhch behandelt werden ist es'zu: vermerken

( ) Be1 Gesetzentwurfen von besonderer ‘politischer Bedeutung 1st
 bevor mit den Vertretern der Fachkreise Fihlung ‘genommen wird
- eine Grundsatzentscheldung des Kabinetts einzuholen: Im ilibrigen 1st~~
~ darauf zu achten, dal} mit den Vertretungen der Fachkreise nicht '111
 einer Weise Fuhlung genommen wird, die dem Kablnett die Ent
; ;scheldung erschwert : e e

- (3 erbande, deren erkungskrels sich nlcht uber das gesamte
_ Bundesgebiet erstreckt, sind im allgemeinen nicht heranzuziehen, .
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§24

:Unterrichtung der La‘ndesministerién

(1) Vorbereitende Entwiirfe zu Gesetzen, durch die Belange d

_ Léander beriihrt werden, sind den Vertretungen der Lander beim Bun
(8 74 Abs. 3 GGO I) zur Weitergabe an die Landesministerien, dere
: Geschaftsberelch betroffen ist, moglichst fruhze1t1g zuzuleiten. Solch

_ Entwiirfe sind zugleich dem Sekretariat des Bundesrates nachrichtlid
. im Abdruck zu tibersenden. § 23 Abs. 2 gilt entsprechend. Soll der En ;
wurf vertrauhch behandelt werden, 1st es zu ver merken. “

. (2) Bevor ein Bundesm1n1ster1um ‘den Landesmlmstenen Geset
 entwiirfe mitteilt, soll es feststellen ob eine der beteiligten obersten
. Bundesbehorden, mit deren abweichender Meinung in Wesenthche
. Punkten zu rechnen ist, Wlderspruch gegen d1e Unternchtung d;
. ‘Lander erhebt. : ,

§ 25

Unterr1chtung anderer Stellen ‘

Erschelnt es geboten Ml’cghedern des Bundestages der Presse od
o ‘ande ren amtlich nicht beteiligten Stellen oder Personen Entwiirfe au
_ den Bundesministerien oder ihren Inhalt zugénglich zu machen, b
vor die Bundesreglerung sie verabschiedet hat, bestimmen die bete
ligten. Minister oder ihre Vertreter. bei _grundsatzlicher politisch
_ Bedeutung der Bundeskanzler, in welcher Form es zu geschehen ha
. Hierbel ist zu prufen, ob ‘von den Entwiirfen oder 1hrem Inhalt a
 der Bundesrat in Kenntms gesetzt Werden sollte,. -~

’ 2 ABSCHNITT FASSUNG DER ENTWURFE
1. Titel: Formllchkelten

§26

Beze1chnung des Gesetzes

(1) D1e Bezelchnung des Gesetzes ist so kurz wie m@ghch Zu fasse, 1
; Es geniigt, den ‘Gegenstand st1chwortart1g w1ederzugeben Das Wo
~,,betreffend" soll dabei vermieden werden. Ist nach der Bedeutun
. des Gesetzes zu erwarten, daﬁ es oft angewendet und angefuhrt we
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den wird, ist zum leichteren Anfithren eine unmiBverstindliche Kurz:

‘hezeichnung (z. B. Wohnungseigentumsgesetz, Zerlegungsgesetz, Sol-
datengesetz) oder: eine Abkiirzung (z.:B. BBesG, ArVNG) festzu:
“legen. : ' S

. (2) Wird ein Gesetz gedndert oder aufgehoben, ist das zu &ndernde
~ Gesetz in der Uberschrift des Anderungsgesetzes nur mit seinem
. Titel oder, wenn vorhanden; mit: seiner Kurzbezeichnung, nicht aber
“auch mit dem Datum und der Fundstelle zu bezeichnen, ‘

- 3) Bei wiederholter Anderung eines Gesetzes lautet d1e Bezelch

. ;j,nung

' ,,Zweltes Gesetz zur Anderung des Gesetzes ube1
R st oder ,,Drlttes Gesetz
uber ST R s el e e

; 2(4) In die Bezelchnung von Gesetzen nach Artikel 59 Abs. 2 desa-
fGrundgesetzes ist der Tag des Vertragsabschlusses: aufzunehmen..

1§27

Kennzelchnung der Entwurfe und des
Entwurfsbearbelters

(1) Gesetzentwurfe sind, da sie im Laufe der Verhandlungen hauflg
- gedndert werden, mit Datum zu versehen. Es ist auf der rechten Seite
des Entwurfs oben anzubrmgen, 7. B:i Entwurf vom 15, Januar 19.."

(2) Werden d1e Gesetzentwurfe an d1e obersten Bundesbehorden
zur AuBerung tbersandt, soll auBerdem der Name des zustandigen
Referenten und seine Fernsprechnummer (Hausruf) ersichtlich sein,

‘§28>
Elngangsformel

(1) Die Elngangsformel ist . dem Gesetzentwurf voranzustellen, Sle‘
 unterliegt zwar nicht dem BeschluB des Bundestages und des Bundes-
_rates, gibt aber die Méglichkeit, im Laufe des Gesetzgebungsverfah
. rens die Frage zu erortern, ob das Gesetz der Zustlmmung des Bun
. desrates bedarf. , :

(2) Die Elngangsformel lautet: : w ,
a) bei Gesetzen; die der Zust1mmung des Bundesrates bedurfen 1
ZDer Bundestag hat mit Zustlmmung -des Bundesrates das
folgende ‘Gesetz beschlossen




'b) be1 Gesetzen, die nlcht der Zustlmmung des Bundesrates e
diitfen: o
.Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen‘ L

¢) bei Gesetzen, die das Grundgesetz andern:
.Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fo.
gende Gesetz beschlossen, Artlkel 79 Abs. 2 des Grundgesetz
1st emgehalten

(3) Hat der Bundesrat entgegen der. Auffassung der Bundesre
rung die Zustimmungsbediirftigkeit eines Gesetzes bejaht und au

- dricklich seine Zustimmung erteilt, ist die Frage der Zustlmmung
 bediirftigkeit vom federfiihrenden Ministerium gemeinsam mit de;
 Bundesministerium ‘des Innern und dem Bundesministerium d
_ Justiz erneut zu priifen. Welche Eingangsformel dem Gesetz bei
_ Zuleitung an das Bundeskanzleramt (§ 56 Abs. 1) voranzustellen is
bestimmt s1ch nach dem Ergebms dieser Prufung

§29

Ink1 afttreten

. (1) Jedes Gesetz hat den Tag, an dem es in Kraft trltt zZu bestlm

. men, wenn es nicht nach: Artikel 82 Abs. 2 des Grundgesetzes m

o dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft treten soll an dem da
 Bund c:gesetzblatt ausgeg'eben w01den ist. L

(2 Soll- ein besondere1 Ze1tpunkt bestlmmt werden zu dem‘e
 Gesetz in Kraft tritt, Iautet die Fassung

L a) Wenn es ruckw1rkend in Kraft treten soll: ; ;

 ,Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom . . . . .in Kre

 Ridkwirkend soll ein Gesetz nur ausnahmsweise in Kraft tre

-~ Wenn das Gesetz Strafbest1mmungen enthalt, 1st der na
- stehende Zusatz zu machen:

o ‘ dle Strafbestlmnung Jedoch erst am:
Als fruhester Tag des Inkrafttretens der Strafbeshmmun
_ kann dann der Tag nach der Verkundung emgesetzt werden

b) Wenn es zu einem kiinftigen Zeitpunkt in Kraft treten sol
~ Dieses Gesetz tritt am 'I'a.ge nach der Verkundung in Kraf

_oder e ; ,
_ ,Dieses Gesetz trltt am . . . . 1n Kraft“ .
- oder ‘ .

. Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf d1e Verkundu
‘ _]jfolgenden Lo Kalendermonats in Kraft" o
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“Als Tag der Verkundung gllt der Tag der Ausgabe des:Bundes-
gesetzblattes

(3) In. Gesetze zu zweiseitigen Vertragen (Abkommen) die nach
Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes. der Zustimmung oder der Mit-
“wirkung der fiir die Bundesgesetzgebung zustindigen Korperschaften

: bedurfen ist folgende SchluBvorschrift aufzunehmen :

() Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkundung in Kraft

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel . . . . in
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben.” -

In Gesetzen zu m"ehrseitigen‘ Vertr‘égeﬁ lautet die Séhluﬁvorschriff:
,,~(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkﬁndung in Kraft, ‘

"(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel . . .. far
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundes~
gesetzblatt bekanntzugeben.”

Der Tag des Inkrafttretens der Vertrage (Abkommen)‘ wird voni:ff
Auswartlgen Amt im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht

§30

Ermacht1gung zZu Rechtsverordnungen

Sollen in einem Gesetz d1e Bundesrégierung, ein Bundesminister
oder die Landesregierungen erméchtigt. werden, Rechtsverordnungen
‘zu erlassen, miissen Inhalt, Zweck und AusmaB der Erméichtigung im
“ Gesetz bestimmt werden (Artikel 80 Abs. 1 des Grundgesetzes). Die
Fassung +Die Durchfiilhrungsbestimmungen -erlaft . = -...." genugt
im-allgemeinen nicht. Die Erméchtigung ist vielmehr etwa wie folgt
zu fassen: ,Die Bundesregierung (Der Bundesminister .
usw.). wird ermacht1gt zur Durchfithrung  dieses Gesetzes Rechts-
verordnungen zu erlassen {iber e : .

. 2. Titel: AuBere Form

1§31

G‘leichheit der éiuﬁyeren Form‘ ’
(1) Das Gesetz ist in Paragraphen oder Art1kel elnzutellen Die
‘;Emteﬂung in’ Artikel ‘emptiehlt sich bei Anderungsgesetzen und-bei

‘ ‘Zust1mmungsgesetzen Zu volkerrechthchen Vertragen D1e Para-
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_ graphen oder Artikel sind, wenn nétig, in Absdtze und diese in

- Nummern oder Buchstaben zu gliedern. Die Absétze sind wegen der
besseren. Ubersicht einzuriicken und mit vorgesetzten eingeklammer ‘
ten arabischen Zahlen: zu versehen. GroBere Gesetze konnen be

durchlaufender Paragraphenfolge in Telle, Kap1te1 Abschnitte und
T1te1 geghedert werden. o

(2) Teile, Kapitel und Abschnitte sind mit Uberschrlften zZu ver‘
. sehen. Auch Titel und Paragraphen kénnen Uberschrlften erhalten
 wenn es der besseren Ubersicht dient: : .

; (3) Wird der Wortlaut des Gesetzes nicht in Paragraphen oder
_ Artikel eingeteilt, folgt er unmittelbar hlnter der Elngangsformel als;
: besonderer Absatz ohne Uberschllft :

§32

Abkurzungen Form der Bezelchnung
angefuhrter Textstellen

; ( ) D1e Worte ,,ArtlkeI", ,,Buchstabe" und aSatz! sind stets aus
o zuschre1ben Stehen die Worte ,,Absatz“ und. , Nummer(n)* am Begm
L ‘elner Textstellenbezemhnung, werden sie ausgeschrieben, sonst ab

- gekiirzt, 7. B, JAbsatz §"; ,Absatz 5 Satz 1%, Nummet 7 Buch

- stabe a“, aber +$ 5 Abs. 2 Nrv 3%; ;Buchstabe a Ni, 3% woatz 8 Nr. 4“;

Werden in einer Aufzahlung mehrere Paragraphen ohne We1tere U

‘ ‘tertellung aufgefihrt, sind zwei Paragraphenzelchen zu setzen. Ist di
_ Paragraphenfolge durch Paragraphen mit der Bezeichnung einer we‘

. teren Aufgliederung unterbrochen, wird das Pa'ragraphenzeiché
“Wlederholt 7. B. +§810 bis 12, 14, 15 Abs. 4, 8§ 16 und 17“ Das Wor
‘ ,,Z1ffer“ soll nicht mehr angewendet werden

(2) Frihere Gesetze sind mit ihrer vollen Bezelchnung anzufuhren
 Ist fiir ein Gesetz eine Kurzbezeichnung (§ 26 Abs. 1) festgelegt wor»'
- den, ist das Gesetz im allgememen in der Kurzform anzufiihren. W1r‘
[aus besonderen Griinden ein Gesetz, flir das eine Kurzbezeichnung
L fes’cgelegt ist, mit vollem Titel angefiihrt, unterbleibt die Beifiigung
der Kurzform. Bei Anfithrungen im Text von Gesetzen und andere
. Bestimmungen sind grundsadtzlich der Tag der Ausfertlgung und di
Fundstelle anzugeben, nur bei allgemein bekannten groferen Ge
k‘setzen {(z. B. beim Burgerhchen Gesetzbuch beim Strafgesetzbuch, vo
“;5a11em auch belm Grundgesetz) konnen d1ese Angaben fehlen, Habe,
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Gesetze schon mehrfach Anderungen -erfahren; sind das ui*sprung’~
liche' Gesetz und die letzte Anderungsvorschrlft anzufiihren, Die An-

- fithrung lautet:

“Gesetz .0, ... vom .ol (Bundesgesetzbl. RRRERN . RN |
zuletzt gedndert durch Gesetz ... .. .- vom .. . .- (Bundes-
gesetzbl oo Seolin Wt :

Soll eine Norm gedndert werden, die bereits elninal géandert worden o
ist; empfieht es sich, das frithere Anderungsgesetz mit: anzufuhren

(3):Auf Veroffenthchungen im Relchsgesetzblatt wird wie folgt
verwiesen ,Reichsgesetzbl. S.-.. Y, auf Veroffenthchungen von 1922
an ,Reichsgesetzbl. T S, . . " oder ,Reichsgesetzbl. II'S. . “, ‘auf

Veroffentlichungen im Bundesgesetzblatt ;,Bundesgesetzbl,'S. . ..", auf

Verbffentlichungen von 1951 an ,Bundesgesetzbl. 1 S. . . ." oder

- ,Bundesgesetzbl, II'S. . ", Die Gesetzblatter von Landern und Ver-

otfentlichungsblatter des Deutschen Reiches auBer dem Reichsgesetz-
‘b‘latt’ werden it ihrem  vollen  Titel - bezeichnet,  z.  B. ,Reichs-
ministerialblatt”. Die: Abkiirzung ,S. .. ff.” "ist zu vermeiden. Es

- geniigt, ein Gesetz nach der Seite anzufihren, auf detr die Bezeichnung

- des Gesetzes steht.-Der Jahrgang des Veréffentliciungsblattes. wird:
" nur angegeben, wenn'er von der Jahreszahl des Gesetzes oder der

- Verordnung abweicht; z. B. ,,Verordnung {iber die Bundesschulden-

verwaltung vom 13, Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 1950 S. 1)". Bei
Neufassungen von Gesetzen ist die. Seite anzugeben, auf der-die
;'Belganntmachung steht, die der Neufassung vorangestellt ist.
§ 33
Klarhelt des Inhalts

(1) Fur ]ede Vorschrlft des Gesetzes 1st Klarhelt des Ausdrucks i
: ‘anzustreben . . :

(2) .Verwelsungen sin’d miiglichst zu vermeiden. Wenn sie vorkom-: L

~ men; sind sie tunlichst so zu fassen, daB der Leser den Grundgedan-
“ ken der Vorschrift ohne nachzuschlagen versteht. Wenn nétig, ist
~ durch ein in Gedankenstrichen beigefiigtes Schlagwort auf den Inhalt
. der angezogenen | Vorschrlft hlnzuwelsen, Z B, & L= Budh-
fihrungspilicht — ' -

o 3) Auchf'A'nderungsgesétz'e sdll‘en moglichst aus sich selbst Ver‘-‘;
. standlich sein, Wird viel gedndert, empfiehlt es sich, entweder neue

zusammenhangende Vorschriften zu erlassen und. die alten aufzu-

. heben- oder am Schluf die Bundesreqlerung oder ‘den fachhch Zu-
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~ standigen Bundesminister zu ermdchtigen, das Gesetz in der neuen

~ Fassung mit neuem Datum unter neuer Bezeichnung bekanntzu- |

 machen. Wenn nbtig, ist die Erméchtigung so zu fassen, daB Unstim-
migkeiten des Gesetzeswortlauts bese1t1gt werden konnen.

‘ (4} Werden gleichzeitig mehrere Gesetze gedndert, soll fiir Jedesf
‘Gesetz ein besonderes Gesetz ergehen, um die Ubersicht zu erlelch-
tern.. :
§:34

Gesetzessplache

(I) Gesetzte mussen sprachlich einwandfrei und sollen 50 weit w1e‘
; ;moghch auch flir den Laien verstandhch sein. ‘

- (2) Alle Gesetzentwiirfe der Bundesreglerung sollen, bevor sie
-~ dem Kabinett Vorgelegt werden, der Gesellschaft fiir deutsche Sprache
e Viin Lﬁneburg, ‘Barckhausenstr. 35, in zwei Sticken zur Durch-
_ sicht eingesandt werden, von denen ‘eins die Gesellschaft zuriick-
‘behalt. Der Gesellschaft sind hierbei nur die Kosten des Riickportos
VALY Velguten

. 3. ABSCHNITT: VQRiAGE DER ENTWURFE
1. Titel: Gesetzéntwiﬁrfe der Bﬁndesre‘g;iertxng" -
§35 k
BeschluB der Bunde51 eglerung

Bevor Gesetzesvorlagen an die gesetzgebenden Korperschaften:
. gehen, sind sie der Bundesregierung (Kabinett) zur Beratung und“
zum Beschluf vorzulegen. Fir ‘die Beschliisse gilt die Geschafts-f
__ordnung der Bundesreglerung vom 11 Mai 1951 (Gemeinsames
‘:,Mmlstenalblatt S. 13%). ~ e .

§36
Prufung auf Rechtsformllchke1t

]

) Bevor eine Gesetzesvorlage der Bundesreglerung zum Beschluﬁ; ‘
‘ vorgelegt wird, ist sie dem Bundesminister der Justlz zur Prufung
‘auf 1hre Rechtsformhchkelt zuzulelten
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(2) Bei Ubersendiing des Entwurfs an den Bundesminister der Justiz

ist-darauf Riicksicht zu nehmen, daB dem Ministerium beil Vorlagen

- gréBeren Umfangs geniigend Zeit zur Priifung und Erdrterung von
Fragen der Rechtsformlichkeit zur Verfligung stehen muB. Hat: das
- Bundesministerium der Justiz bei der Vorbereitung einer Gesetzes-
vorlage m1tgew1rkt und sie hierbei schon auf ihre Rechtsférmlichkeit
gepriift, kann mit seiner Zustimmung von einer nochmahgen Zu1e1~
tung des- Gesetzentwurfs abgesehen werden. : :

§37 :
Einbringen.der Cese‘tzesvorlag‘e ‘

(1) Gesetzesvorlagen sind mit Begriindung als Kabinettvorlage an
das. Bundeskanzleramt zu senden. Im Anschreiben: (vgl. auch§ 22
Abs.: 4) ist anzugeben, daB der: Entwurf rechtsformlich gepruft ist,
sowie ob und inwieweit die beteiligten Ministerien mit dem Ent-
.-wurf einverstanden sind. Die abweicthenden Meinungen  sind kurz
“darzulegen. Auch ist'zu vermerken, ob die Ausfiihrung des Gesetzes
Bund, Lander oder Gemeinden mit Kosten belastet, und, wenn es der

~Fall ist, ob die in § 22 Abs. 2 Buchstabe e und g genannten Stellen 1hr~

Einverstindnis erklart haben: Fehlen die Arngaben; sorgt das Bundes-
kanzleramt dafiir, daB sie das: federfithrende Ministerium nachhol

(2). Die voraussichtlichen Kosten der Ausfithrung des Gesetzes sin
- unter Hervorhebung der daraus zu erwartenden Mehrausgaben oder
‘Mindereinnahmen in der Begrindung darzustellen; die Betrdge sind
- zu errechnen oder nach Mogl1chke1t zu schatzen Kosten der ‘Ausfiih-
~rung sind die bei Vollzug des Gesetzes ‘entstehenden allgeme1nen,~
‘ I—Iaushaltsaufgaben des Bundes (§ 2 Abs. 2 der ,,ertschaftsbestlm- ;
_mungen fir die Reichébehérden }-'sowie die Personal- und Sachaus-
gaben im Bereich der Bundesverwaltung. Bei den Personalausgabén
ist der Personalbedarf nach Beamten, Angestellten und, Arbeitern
- aufzughedern Auswirkungen: auf die Haushalte der Linder, Gemein-
~den und ‘Gemeindeverbdnde 'sind gesondert aufzufithren. Entstehen:
durch die Ausfuhrung des Gesetzes keine Kosten, ist auch d1es in die

o Begriindung aufzunehmen

(3) Bei groﬁeren Gesetzentwurfen kann neben der Begrundung im
;Begleltschrelben oder als Anlage zu ihm eine Erlduterung gegeben
~werden, die die Ubersicht: erleichtert. Sie hat. die Veranlassung zu

k . demEntwurf, selnen Aufbau und seinen wesenthchen Inhalt kurzf
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 zusammenzufassen und die bei den Vorarbeitenk strittig gebliebenen
Punkte mit kurzer Begrundung der vorgeschlagenen Fassung hervor
zuheben, v

(4) Der Gesetzentwurf ‘soll‘ ﬁach Méglichkeit schon fir die Vorlage
_ beim Kabinett im Druck hergestellt werden. Satz und Zeilenbreite
dieser Drucksachen sind so anzulegen, daB der Drucksatz aus Griin
~den der Wirtschaftlichkeit auch fiir die Verkiindung des beschlossenen
Gesetzes im Bundesgesetzblatt verwendet Werden kann.

(5) Die iibliche Form des Anschrelbens ergibt smh aus Anlage 1 '

(6) Je ein Abdruck ist ohne besondere Anordnung dem Muuster,f

. dem Staatssekretar und den beteiligten Abtellungslenern und Refe

renten vorzulegen.

(N Kabmettvoxlagen miissen so ze1t1g ubersandt Werden, daB d1e*‘
Frist zur Pritfung nach § 21 Abs. 3 der Geschaftsordnung der Bundes
' reglerung' eingehalten werden kann. :

538

,Verf‘ahr'en b‘eikZus'tiimmu‘ngsgesetzen Z U ‘
volkerrechtlichen Vertrdgen (Abkommen)

@y Da die Abkommen meist umfangreich und in mehreren Spf&‘

. chen 7u verstfentlichen sind und der Wortlaut des Abkommens im

~ die Schriftleitung des Bundesgesetzblattes stets schon bei der Vor

Laufe des Gesetzgebungsverfahrens nicht geandert werden darf, ist

- bereitung der Kabmettvorlage einzuschalten. Die fiir die Beratung 7

im Kabinett notigen Arbeitssticke werden dem federfithrenden Mi:

o “;nlstermm von dem Drucksatz, ‘der spater flix die Bundesrats— und‘::'

 Bundestagsdrucksache und schlieBlich fiir die Verkitindung im Bundes
L k~gesetzblatt verwendet wird, unentgeltlich bereltgestellt

@) Werden der Vorlage mehrseitiger Vertrdge, bei denen nur
_ fremdsprachige Texte verbindlich sind, deutsche Ubersetzungen bei-
. gegeben, ist der federfithrende Referent verpflichtet, die Ausdriicke
_ und Formulierungen, die in der Ubersetzung gewdhlt sind, sorgfaltlg
Zu prufen, bevor das Manuskript der Schrlftleltung des Bundesgesetz
‘blattes tbermittelt wird. Im Ubersendungsschrelben an die Schrift
_ leitung des Bundesgesetzblattes ist zu bemerken, daB dies geschehen

‘st £ ; i ; ol
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, § 39
Vorlage an den'Bundesrat

(1) Der Bundeskanzler leitet den Gesetzentwurf den die Bundes-
regierung  beschlossen ' hat, mit Begriindung dem Bundesrat naCh f

- ,Art1ke1 76 Abs. 2. des Grundgesetzes zZu.

2 Das Bundeskanzleramt unterr1chtet davon dle betelhgten Mlnl
sterlen

(3) Ist kein Drucksatz (§ 37 Abs 4) vorhanden,'iibersendet das
federfithrende Ministerium dem Direktor des Bundesrates unverziiglich
die geschriebenen Druckplatterr oder '1-100-Abdrucke der von der

‘ ‘- Bundesregierung beschlossenen Gesetzesvorlage flir das Verfahren

beim Bundesrat und fiigt 550 Abdrucke fiir Zwedke des Bundestages bei

(4) Druckfehlef oder andere offenbare Unrichtigkeiten wérden dufdh
' Schreiben des Bundeskanzleramtes an. den Dlrektor des ‘Bundesrates
berlchtlgt :

§40

Drucksachen des Bundesrates

Der Prasident des Bundesrates 148t die Vorlagen der Bundesreglél
rung als Dricksachen an die: Mitglieder des Bundesrates, den Bundes
tag und die Ministerien des Bundes und der Lander verteﬂen

§41~

Vertreten der Gesetzesvorlage'
vordem Bundestag’ und Bundesrat

Die von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzesvorlagen: smd
vor dem Bundestag und.Bundesrat einheiflich zu vertreten, auch wenn
einzelne Ministerien eine andere Auffassung gehabt haben Hierbei
darf kein Angehoriger der Ministerien ‘gegen die Auffassung der .
Bundesreglerung wirken; :

§42
Stellungnahme de's Bundesrates :

(1) Die Beschliisse des Bundesrates werden durchsseine Ausschiisse
vorbereitet, an die die Vorlage tiberwiesen wird, Das federfithrende |
Ministerium hat an den Sitzungen des Bundesrates und semer Aus-
- schiisse teilzunehmen und den Gesetzentwurf zu vertreten: : .
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{2 ) Die Stellungnahme des Bundesrates wird vom Pramdenten dem
Bundeskanzler .und  vom Bundeskanzleramt dem federfuhrende
: Mlmsterlum zuge1e1tet

B s R g e TR e S

(3) Zur Stellungnahme des Bundesrates albeltet das federfuhrend
Ministerium, wenn nétig, eine GegenduBerung aus. Sie ist dem Bt
deskanzleramt als Kabinettvorlage zuzuleiten. Soll Anderungswu
schen des Bundesrates entsprochen werden, muB es sich aus ¢
Gegenauﬁerung der Bundesregierung ergeben; der Gesetzentwur
darf nicht gedndert werden,

§43

E“i‘n‘bringen d‘e‘r’Gekset‘ze‘svoyrlage '
L “beim Bundestag

- (1) Der Bundeskanzler iibersendet den Gesétzenfwurf mit Bégrﬁ
dung, der Stellungnahme des Bundesrates und der Gegenauﬁerun
der Bundesreg1erung dem Préisidenten des Bundestages.

(2) Druckfehler oder andere offenbare Unrlchtlgkelten werden durc
,Schrelben des Bundesk.anzleramtes an den Direktor beim Bundesta
~ berlchtlgt ,

s ;
Drucksachen des Bundestages

: Der Pras1dent des Bundestages laBt dle Vorlagen der Bundesregle
_rung drucken und an die Mitglieder des Bundestages, den Bundesra

. die Ministerien und den Pras1denten des Bundesrechnungshofes ver

teilen, Sie sind von dem federfiihrenden Ministerium auf Druckfehle

und andere Unstimmigkeiten zu priifen. Maingel smd dem. Dlrekto
‘ belm Deutschen Bundestag unverzughch mxtzuteﬂen o

845
Beschlusse des Bundestages

W D1e Gesetzentwurfe werden im Bundestag dreimal beraten Am
~ Schluf der ersten Beratung wird der Gesetzentwurl im allgemeiner
_ ecinem AusschuB oder mehreren Ausschiissen tbérwiesen. Auf di
88 A5t der Geschaftsordnung des Deutschen Bundestages erd ver

‘wiesen, .
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{2) Das federfiibrende Ministerium hat an den Sitzuﬁgen des Bundes-
tages und seiner Ausschiisse teilzunehmen und den Gesetzentwurf zu |:
vertreten: Ergeben sich in den AusschuBsitzungen neue Fragemn,:die

<+ den Geschaftsbereich  eines anderen Ministeriums  beriihren, ist es

durch das federfithrende Ministerium unverziiglich zu unterrichten;
sind solche Fragen von grundsatzllcher politischer Bedeutung, 1st das
‘ vBundeskanzleramt zu verstandigen. ~

(3 ) Unabhéangig-davon hat der Referent die Beschliisse des Bundes~3
tages zu verfolgen, den beschlossenen Wortlaut: des Gesetzes sofort
nach der dritten Beratung festzustellen und die Verkiindung des
Gesetzes (§ 53) so:schnell w1e moghch vorzubereiten.

| - 46
Versenden der Beschlisse des Buﬁnd‘eﬂst‘a'ges
‘ (1) .Der Prasident -des: Bundestages ubersendet das béschIOsséné;

-Gesetz unverzughch dern Bundesrat (Art1ke1 77 Abs. 1 des Gmnd-
gesetzes).

(2) Je einen Abdruck des Gesetzesbeschlusses ubersendet der Pra-

" sident des Bundestages an:den Bundeskanzler ind an den federfihren-

den Minister und: teilt dabei. mit, daB ein weiterer Abdruck dem
Bundesrat: zum Beschluﬁ nach: Art1ke1 77 Abs. 1 des Grundgesetzes
zugeleltet Worden 1st :

§ 47

< Verirahren nach Artikel 77 des Grundgesetzes

(1 ) Verlangt der Bundesrat daf der AusschuB nach Art1ke1 77 Abs. 2
des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuf) ‘einberufen  wird; unter-
. Tichtet der ‘Prédsident. des Bundesrates den Vorsitzenden des: Ver-
~ mittlungsausschusses unter Angabe der Griinde. Der Prasident desﬁ
- ‘Bundestages und der Bundeskanzlel erhalten Abschrift des: Schrelben

{2y Bedarf das Gesetz der Zustlmmung des Bundesrates, hat auch
jdle Bundesregierung .zu prufen, obsie den Vermlttlungsausschuﬁ

anrufen:will.. Das: federfiihrende Ministerium holt die AuBertung der
betelhgten Ministerien ein., Wenn notig, veranlaBt es einen Beschlu

der Bundesregierung. Verlangt die Bundesregierung die Emberufung

des Vermlttlungsausschusses unterrichtet der Bundeskanzler den Vor-
sitzenden des Vermlttlungsausschusses unverziiglich unter Angabe
~der Griinde. Der: Prasident des Bundestages und: der Prasident des
- Bundesrates erhalten- Abschnft des Schlelbens , - :?
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; (3) Ruft der Bundesrat den VermittlungsausschuB nicht an oder legt
er nach Abschlub des Verfahrens nach Artikel 77 Abs. 2 des Grund-
~ gesetzes keinen Einspruch (Artikel 77 Abs. 3 Grundgesetz) ein oder
stimmt er den: Gesetzen zu,; die seiner Zustlmmung bediirfen, unter~
richtet der Prasident des Bundesrates den Bundeskanzler. Der Prasi-

~ dent des Bundestages und, hat ein Verfahren nach Artikel 77 Abs.

‘des Grundgesetzes stattgefunden, auch der Vorsitzende des Ve
mittlungsausschusses erhalten Abschrift des Schreibens. Das Bundes—
‘ kanzleramt benachrlchtlgt das federfuhrende Ministerium,

4) Welst der Bundestag einen Elnspruch _des Bundesrates nach
- Artikel #7 Abs. 4 des Grundgesetzes zuriidk, unterrichtet der Pras1dent
_ des Bundestages den Bundeskanzler. Der Prisident des Bundesrat
und der Vor51tzende des Vermlttlungsausschusses erhalten Abschri
des Schreibens. Das Bundeskanzleramt benachnchhgt das feder~
. fihrende Ministerium. : : :

§ 48 ;
~Verfahren nach Artlkel 113 des Grundgesetzes

. Gesetze, die die von der Bunde51eg1erung vorgeschlagenen Aus-
. gaben des Haushaltsplans erhéhen oder neue Ausgaben sofort oder
spéter verursachen, bedurfen nach Artikel 113 des Grundgesetzes der
 Zustimmung der Bundesregierung. Das federfithrende Ministerium
_hat unter Beteiligung des Bundesministeriums der Finanzen zu prii-
~ fen, ob die Zustimmung erforderlich ist, bevor es die Urschrift des
. Gesetzes zur Ausfertigung vorlegt, Hilt es die Zus’ummung tiir erfo
derlich ,veranlaBt es durch Kabinettvorlage den BeschluB der Bunde
regierung. Wird die Zustimmung erteilt, weist das federfithren.
Ministerium in dem Schreiben, mit dem die Gesetzesurschrift de
 Bundeskanzleramt zugeleitet wird (Anlage 2), auf den BeschluB der
Bundesreglerung hin. Wird die Zustimmung verweigert, unterrichtet
. _der Bundeskanzler unverzughch den Bundesprésidenien, den Pras
. denten des Bundestages, den Pras1denten des Bundesrates und, h
 ein Verfahren nach Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes stattgefunden,
‘fi‘auch den Vor51tzenden des Vermlttlungsausschusses

2 Titel: Gesetzesvorlagen des Bundestages und des Bundesrates ;
§49 =
Gesetzesvorlagen des Bundestages ‘

(1) Wird eine Gesetzesvorlage aus der Mitte des Bundestages ein-
gebracht, hat das federfiihrende Ministerium die Stellungnahme der
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Bundesreglerung rechtzeltlg herbeizufithren und sie dem Bundestag ‘
gegeniiber zu vertreten. Sind alle beteiligten Ministerien iber die
Stellungnahme einig, kann in weniger wichtigen Fallen davon abge-
sehen werden, das Kabinett zu befragen; wird eine schriftliche Stel-
lungnahme abgegeben, erhélt das Bundeskanzleramt eine Abschrift.
Die Angehérigen der Ministerien durfen ohne Genehmigung des.
zustdndigen Ministers bei der sachlichen. oder rechtsférmlichen Vor-
bereltunq einer solchen Gesetzesvorlage nicht mitwirken.

(2) Im iibrigen gelten §§ 41, 44 bis- 48 sinngemas.

~§ 50

Gesetzesv01lagen des Bundesrates

S0 (1) Hat der-Bundesrat eine elgene Gesetzesvorlage beschlossen
: leltet er sie.dem BU.-ldeskanzler Zi :

o (2)-Das Bundeskanzleramt tibersendet eine Abschuft del Vorlage‘

: deni federfiihrenden Ministerium. Dieses holt, wenn notig, die Aule-
rung-der tbrigen-beteiligten Ministerien ein und arbeitet eine Stel-

lungnahme aus, die nach Artikel 76 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes
- die ‘Auffassung’ der Bundesrégierung zu dem Gesetzentwurf darzu-
.legen hat. Sie ist als Kabinettvorlage der Bundesreglerung in ange— .
- messener Frlst zum BeschluB vorzulegen.

- (3) Nach dem BeschluB’ der Bundesreglelung leitet der Bundes-
kanzler den Gesetzentwurf mit der Stellungnahme der Bundesregle- .
Tung dem Pr asutlenten des Bundestages moglichst bald Z.

“(4) Im ubl 1gen gelten §§ 41, 44 bis 48 smngemaﬁ

3. Titel; Gesefzentwﬁrfe bei Gesetz‘gebungsnotstand

§ 51

~ Verfahlen im Gesetzgebungsnotstand

: (1) Hat der Bundesprasident auf Antrag der Bundesregierung mit -
Zustimmung ‘des Bundesrates nach Artikel 81 Abs. .1 des. Grund-
. gesetzes fiir eine Gesetzesvorlage den Gesetzgebungsnotstand erklart,
 leitet der Bundeskanzler diese Gesetzesvorlage dem Bundestag auf

dem iiblichen Wege untel HanelS auf Art1ke1 81 des Grundgesetzes .
erneut 7w : :

; k (2) Lehnt der Bundestag dle Gesetzesvorlagew1ederum ab oder nimmt
. er sle.in einer Fassung an, die  von der Bundesreglerung als tnan-
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nehmbar bezemhnet wird, oder verabschiedet er sie nicht blnnen vie
Wochen nach ihrem erneuten Hingang beim Prasidenten des Bundes
- tages, gilt das Gesetz als zustandegekommen, wenn ihm der Bunde:
rat zustimmt. Das Zustimmungsverfahren des Bundesrates wird durch
ein Schreiben des Bundeskanzlers an den Prasidenten des Burdesrates
 eingeleitet, in dem die Zustimmung des Bundesrates zu der Gesetzes
vorlage erbeten wird. Dem Schrelben ist die Gesetzesvorlage beizu
‘fligen. Hat der Bundestag einen Bescthﬁ .gefaBt oder von einer
Beschluﬁfassung abgesehen, ist dies mltzutellen Abschrift des Schrel-‘
_ bens erhalt der Prasident des Bundestages Ausfertlgung und Ver
o kundung richien smh nach den §§ 52 ff. :

4 ABSCHNIT I': AUSFERTIGUNG DER GESETZE
UND, VORBEREITUNG IHRER VEROFFENTLICHUNG

§ 52
. Beschleunlgung derVerkundung

() Die Gesetze sind nach 1hrem Zustandekommen (Ar’ukel 78 des

i Grundgesetzes) unverzughch zu verkiinden,

- (2) Die bei der Verkiindung eines Gesetzes betelhgten StelIen

~_sorgen dafilir, daB die Zeit zwischen der Verabschledung eines Ge

 setzes durch Bundestag und Bundesrat und der Verkundung so kur
wie moghch 1st ~

; §53 o
Vorbere1tung der Verkundung

(1) Steht der Wortlaut des Gesetzes in der Fassung der drltteni

‘ ~‘Beratung im Bundestag fest, libersendet das federfithrende Mmlste;
. rium dem Bundesministeriuni der Justiz — Schriftleitung des Bundes

gesetzblatics — ein Stiick, oder wenn es ohne besondere Schreibarbeit

 moglich ist, zwei Stlicke dieser Fassung. Ein Sttick ist vom zustandlgeni

. Referenten mit folgendem Vermerk zZu versehen
,,Vorstehende Fassung stimmt mit der vom Deutschen Bundestaq

. inseiner; Sltzung am . ..... beschlossenen Fassung des Gesetzes
~ iberein. P - , ~
‘ Bonn, den“ coiaa19s :
- Der Bundesmlmster ...... o
 Im Auttrag ‘

- (Unterschrift). -
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D1eses als Dluckvorlage dienende: Stiick braucht n1cht als Relnschrlft,_
~ besonders hergestellt zu werden. Es konnen dazu im ‘Gesetzgebungs-

L verfahren hergestellte Drudkstiicke oder ‘Abdrucke verwendet werden.

Anderungen kénnen mit Schrelbmaschlne oder in Handschnft e1nge~
fugt werden, ‘ ‘

{2) Das’ federfuhrende Mlnlsterlum hat vor Ubersendung der Druck-
» vorlage an die Schriftleitung des Bundesgesetzblattes zu priifen, o«b
das beschlossene Gesetz auBer vom federfithrenden Minister von
weiteren Ministern gegenzuzeichnen ist. Wird die Frage bejaht, ist
das Finvernehmen mit den betfeiligten Ministerien herbemufuhren.

C3) Die Schriftleitung des';'Bundesges‘etzblattes bereitet den end-
glltigen Satz. unter Verwendung des etwa vorhandenen Drucksa-tzes ,
(§ 37 Abs. 4) vor und Ubersendet. dem federfihrenden Ministerium

 zwel Abdrudke. Der zustdndige Referent priift, ob der Abdruck mit

der nach -§ :46 Abs. 2 maﬁgebenden Fassung tbereinstimmt.  Ein
Stiick des Abdrudkes ist unverziglich mit den Korrekturvermerken
an ‘die Schriftleitung des Bundesgesetzblattes Zuruckzusenden

4) Die Maﬁnahmen nach Absatz 1 und 3 sind zuruckzustellen, Wenn
voraussichtlich :

det Bundesrat e1nem 7ust1mmungsbedu1ft1gen Geselz nlcht zu~

stimmen oder :

‘der. Bundestag; det Bundesrat oder die Bundesreglerung den Ver-
- mittlungsausschul nach Art1ke1 77 Abs, 2 des G1undgesetzes an—

rufen oder

der Bundesrat Elnspruch nach Artlkel 77 Abs 3 des Grundgesetzes

einlegen oder

die Bundesreg1erung die nach Artlkel 113 des Grundgesetzes er-
: forderhche Zustimmung. versagen -

wird.

§: 54

J'Herstellung der Urschrlft Datum ‘Sc‘hlukaorn’leply

('1) Das Bundeskanzleramt unterrichtet das federfiithrende Mm1~
~sterium vom Zustandekommen des’ Gesetzes” (Artikel 78 des Grund-
gesetzes),

(2} Sobald der . Wortlaut eines Gesetzes endgultig feststeht stell’l:
die Sdhriftleitung des Bundesgesetzblattes dem federfuhrenden Mini-
sterium: die  Urschtift des Gesetzes, die auf Buttenpapler gedruckt
'w1rd m1t einigen We1teren Abdrucken bereit. :
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(3) Das. federfuhxende Ministerium veranlaﬁt die Gegenzexchnun
‘des Gesetzes durch seinen und etwa weiter beteiligte Minister. In de
Fallen des Artikels 113 des Grundgesetzes ist die Gesetzesurschri
stets vom Bundesm1n1ster der Fmanzen mit gegenzuzeichnen,

(4). Der Urschrift ist die Fassung zugrunde zu Iegen die dem fedek
\fuhrenden Muustermm nach § 46 Abs. 2 tUbermittelt wurde. And
rungen, die sich aus einem Verfahren vor dem Vermittlungsausschu

. (§ 49 ergeben, sind zu beriicksichtigen. Der zustdndige Referent h
_ die Richtigkeit des Wortlauts personlich zu priifen. Enthalt die Fa
sung, die. dem federfilhrenden Ministeritim zugegangen ist, Druck

- fehler oder andere oifenbare Unrichtigkeiten, ist zu ihrer form
_losen Berichtigung durch das Ministerium die Einwilligung des Pr
‘sidenten des Bundestages und des Prdsidenten des Bundesrates ein

~ zuholen, Die Ber1cht1gung ist aktenkundlg Zu machen

5) Die Datumangabe in der Uberschnft 1st m1t groben Buchstabe
beginnend, in einer neuen Zeile unter dem Text der Gesetzesbezeich
~ nung vorzubereiten. Die Daten in der Uberschrift und nach der SchluB
~ formel bleiben im iibrigen offen; sie werden durch den Bundespr'
denten bei der Ausfertigung eingesetzt.

_ (6) Unter dem Wortlaut des Gesetzestextes ist d1e in Frage kom
mende SchluBformel anzufugen o ~

. (#H Bei den in § 28 Abs. 2 Buchstabe b) bezelchneten Gesetzen st
__in die SchluBformel der Satz aufzunehmen ‘

,,D1e verfassungsmaﬁlgen Rechte des Bundesrates smd gewahrt" '

8) Bei Gesetzen, die von der Bundesreglerung vorgeschlagen
Ausgaben des Haushaltsplanes efivhen oder neue Ausgaben sofo
~oder spéater verursachen, ist die Zustimmung der Bundesreglerung

der SchluBformel auszudrucken : .

JDie Bundesregxerung hat dem vorstehenden Gesetz d1e nach A
tikel 113 des Grundgesetzes erforderliche Zustlmmung ertellt”

 (9) Die Verkiindung wird bei allen Gesetzen in der Schluﬁformel
‘ durch den Satz angeordnet:

,Das vorstehende Geseiz erd h1erm1t verkundet"

(10) Unter dem Datum der Schluﬁformel ist Raum fur d1e Unte

 zeichnung und das Anbringen des groﬁen Bundessxegels zu lasse

Es zelchnen untereinander: :
‘ Der Bundesprasuient :

der Bundeskanzler be1 seiner Verhmderung;
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der Stellvertreter des Bundeskanzlels

der federfithrende Minister und - :
die betelhgten Minister in: der-im Anschrlftenverzelchnls (&1 Abs :
GGO I) nledelgelegten Relhenfolge : '

| 555 ,‘
Gegenzelchnung durch die Mlnlstel e

Zur Gegenzelchnung eines Gesetzes ist nuz der Mlnlstel personhch*’
~ befugt. Ist er verhindert, tritt an seine Stelle der nach § 14 der Ge-
o schaftsordnung der Bundesregzerung zu seiner ‘Vertretung bestlmmte f:

M1n1ster Fu1 d1e F01m der Zelchnung gllt § 37 Abs. 4 GGO L.

§56
Gcgenzelchnung durch den Bundeskanzler :
und Ausfertlgung durch:den Bundespra51dente

() Haben der federfiithrende .und -die. ‘weiter . betelhgten Mlmste
gegengezeichnet, ist die Urschrift dem Bundeskanzleramt zu {iber
‘senden. Soll das Gesetz trotz der ausdriicklich erteilten Zustlmmun
<des Bundesrates (§ 28 “Abs..3) als ‘nicht zustlmmungsbedurftlg ver

: kiindet werden, ist die Auffassung der beteiligten Ministerien kur:
darzulegen.  Das Bundeskanzleramt veranlaBt die Gegenzeichnun

des Gesetzes durch den Bundeskanzler oder bei seiner Verhinderun
durch seinen Stellvertreter und gibt die Urschrift zur Ausfertigung
des Gesetzes durch den Bundesprésidenten an das Bundesprésidialam
‘weiter. Fiir den Lauf der Urschrift bis zu ihrer Verwahrung sind die

. Vordruckmuster Anlagen 2 bis 6 zu verwenden, die das Bundes

. ministerium der Justiz — Schr1ftIe1tung des Bundesgesetzblattes
auf Anfordern bereitstellt. : :

2(2) . Die Gesetzesurschnft ist ‘mit dem grofien Bundesswgel und
wenn sie aus mehreren Bldttern oder Bogen besteht, mit schwarz
rot-goldener Schuur 7l -versehen, deren Enden durch Oblate mit dem

_Siegel zu verbinden sind. Das Siegel ist auf der letzten Seite de
- Urschrift: seitlich ‘von der Unterschrift- und vor der Zuleltung de
Urschllft an das Bundeskdnzleramt anzubrlngen ‘

g5
- Verkiindung

,(1) DaS~Bunc’1e:Sp1'éSidiélamtyleitet diekVOmkBu‘ndek/sprésvidenten‘ _éuS
- gefertigte Urschrift des Gesetzes mit Vordruck nach Anlage 4 de



Bundesministerium dér‘bJustiz — Schriftleitung des :Bundesges‘,et‘
 blattes — mit dem Auftrag zu, das Gesetz im Bundesgesetzblatt z
verkinden. Gleichzeitig unterrichtet es das federfiihrende Ministerium

 und die beteiligten Ministerien @iber die Ausfertigung des Gesetze
durch den Bundesprasidenten. Nach der Verkiindung vermerkt

Schriftleitung des Bundesgesetzblattes die Fundstelle im Bundes
‘gesetzblatt auf dem Umlaufbogen nach -Antage 5 und unterrlchtf
 das Bundeskanzleramt mit Vordruck nach Anlage 6 von der Ve
-~ kiindung. :

; ‘ (2) Die Urschrlﬂ des Gesetzes bleibt zunachst bei der Schr1ft-~
_ leitung des Bundesgesetzblattes. Sie sammelt die Urschriften und
_ tibersendet sie am SchluB eines: jeden Kalenderwerteljahres an. da

o ;‘Bundesarchlv ZUrL Aufbewahrung

3) Nach Erscheinen des Bundesgesetzblattes hat der Referek
 des federfithrenden Ministeriums den verdffentlichten. Wortla
auf seine Richtigkeit zu priifen. Bei Druckfehlern und andere:
offenbaren Unr1cht1gke1ten im Bundesgesetzblatt genugt 7t AUl
nahme einer Berichtigung in das Bundesgesetzblatt die Mitteilun
an die Schriftleitung. Wird aber eine Unstimmigkeit festgestell
_ die schon in der Druckvorlage oder dem Korrekturabdruck (¢ &
oder in der Urschrift (§ 54) enthalten war, bedarf es einer Be
_ richtigung durch das federfithrende Ministerium im Emvemehme
. mit dem Bundespras1d1alamt und dem Bundeskanzleramt. W
_ eine solche Unstimmigkeit schon in der vom Bundestag und Bunde

: rat verabschiedeten Fassung enthalten, ist auch die Einwilligung de
_ Prasidenten des Bundestages und des Prasxden’cen des Bundesrate
' 'f‘emzuholen
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i

III. Kapitel: Besondere Bestimmungen fiir den Erlaﬁ
, “von Rechtsverordnungen
-~ und allgememen Verwaltungsvorschriften

1. ABSCHNITT: ALLGEMEINES
~§ 58
Bezeichnung
(1) Die Bezeichnung »Verordnung” bleibt nur den Vofschriften vor-

behalten, "die im Grundgesetz  als Rechtsverordnung - bezeichnet
werden. . Lo ‘ e

‘(2) ,,Allgemelne Verwaltungsvorschrift”  soll dle ausschheﬁhchef%
amtliche' Bezeichnung fiir ‘alle Vorschriften sein, die die Rechtslehre
unter dem Begriff Verwaltungsverordnungen oder- allgemeine Ver-
walturnigsvorschriften faBt. ‘Werden in- Gesetzen bisher andere Aus-
driicke gebraucht, konnen sie auch: weitér angewendet werden. o

(3). Die Bézeichnung ,Amnordnung” ist im allgemeinen den Anord- o
nungen des Bundespra51denten vorbehalten :

2. ABSCHNITT: RECHTSVERORDNUNGEN

S § 59

Eingangsformel

(1) Die Eingangsformel zu Rechtsverordnungen shat die erméch-
tigende gesetzliche Bestimmung ausdriicklich. anzugeben (Artikel 80 =
Abs. 1-Satz 3 des Grundgesetzes). Der allgemelne Hinweis auf ein
bestunmtes Gesetz reicht nicht aus: : .




. ~ regierung, teils auf der eines Ministers, lautet d1e Eingangsformel:

,:-'~,Fassung* und die spiteren Anderungen stiitzen, in den Wortlaut
. der Bekanntmachung aufzunehmen, " die der -Neufassung voran-

_ schlieBen, ist eine Rechtsverordnung erst auszufertigen, nachdem‘

_ RECHTSVERORDNUNGEN

(2): Die Eingangsformel ‘'soll daher lauten, wenn ein oder mehrer
Minister zum ErlaB der Rechtsverordnung erméchtigt sind:

~Auf Grund des § . .. des Gesetzes tiber .. . .. VO vl (Bundes

gesetzbl. I'S..... .. ) usw. wird verordnet:" e
Ist ein zum Erlaf der Rechtsverordnung erméchtigter M1n1ster an das]
Einvernehmen oder die Zustimmung: eines anderen Ministers ode
“mehrerer anderer Minister gebunden, lautet die Emgangsformel
+Auf Grund des § . .. des Gesetzes tiber . . ., . vom ... . (Bundes
‘gesetzbl. 1 S; ) usw. wird im Einvernehmen mit dem Bundes

minister . ... (bel mehreren: Aufzahlung) verordnet:”

oder e : ‘
JAuf Grund des: § . . . des Gesetzes iiber .. .. vom iy (Bundes
gesetzbl. I S, oo .) usw. wird mit Zustimmung des Bundesmini
sters' ..., .. (bei mehreren: Aufzahlung) verordnet:”

_ Ist die Bundesregierung erméchtigt, eine Rechtsverordnung Zu erk
Iassen, lautet die Eingangsformel: ;
+Auf Grund des . ... . verordnet die Bundesregierung:*

Beruht eine Rechtsverordnung teils auf der Erméchtigung der Bundes-.

+Auf Grund des § . .. des Gesetzes iiber . . ... vom ."(Bundes
gesetzbl. T S. i ) erd von der Bundesregierung und auf Grun

: des § .. . dieses Gesetzes vom Bundesminister ;

o Ist die Zustnnmung des Bundesrates notwendig, 1autet der 2. Te1 ‘\
. der Eingangsformel: ~

Ry, wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet:”

“oder ;

o ,,verordnet dle Bundesregietung mit Zust1mmung des Bundes
- rates:” :

; (3 ) Wird eme Wlederholt gednderte Rechtsverordnung neu gefaﬁt
sind die Gesetzesbhestimmungen,; auf die 'sich = die  urspriingliche

. gestellt wird.. Im Wortlaut der Neufassung ist die Eingangsformel
. dann wegzulassen. Ein Muster flir die: einer Neufassung voran
zustellende Bekanntmachung ist als Anlage 7 beigefiigt:

560
‘ Zeitpunkt detr Ausfertlgung
Um  Zweifel an der Gult1gke1t von Rechtsverordnungen auszu-

‘dle ermachtlgende Gesetzesbestlmmung in Kraft getreten ist.




‘R‘ECHTSV‘E‘RO‘RDNUVNGE‘N o
§ 61
Be'grﬁndung
Fir die Vorlage der Rechtsverordnungen beim Kabinett oder beim
Bundesrat empfiehlt sich die Beifigung einer Begriindung, wenn'die
Verordnung ‘aus sich selbst nicht ohne weiteres verstandlich ist
oder eine Einfiihrung in dieser Form zweckdienlich erscheint.
. ; § 62
Be’teiligung und dubere Form
§§ 22 bis 27 31 ‘his 34 und 36 gelten: entsprechend fiir d1e Be-
arbeitung: von Rechtsverordnungsentwurfen
§ 63
Vo rlage an die Bundesreglerung
(1) Entwurfe von Rechtsverordnungen, die die Bundesregierung. zu

erIassen hat, sind ihr vom federfiihrenden Mmlsterlum als Kabineft-
- vorlage zum: BeschluB zu iibersenden,

<(2) Rechtsverordnungen die nicht von der Bundesregierung zu er- : o

lassen sind, miissen dem Kabinett vorgelegt werden, wenn sie von
allgemein-politischer Bedeutung sind oder Melnungsverschledenhelten
_zwischen den beteiligten Ministern bestehen: § 30 Abs, 1 Satz-2-
der Geschéftsordnung der Bundesregierung ist zu beachten.

(3% 37 Abs. 4 gilt entsprechend.
‘ § 64
Vorlage an den Bundesrat

(1) Rechtsverordnungen der Bundesmglerung, die der Zustimmung

- des Bundesrates-bediirfen, werden dem Bundesrat durch das Bundes-

kanzleramt zugeleitet, nachdem die Bundesregierung Beschluf gefaBt
~ hat: L ‘ : L :

(2 'Rechtsveror'dnungren eines Minis{ers oder mehrerér Minister, die
. .der Zustimmung des Bundesrates bediirfen, sind nach Billigung durch
_ den Minister oder den Staatssekretér in fiinffacher Ausfertigung dem
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Bundeskanzleramt mit der Bitte zu Ubersenden, die Zustimmung dés~ ~
Bundesrates herbeizufiiliren: Die Billigung mul3 dem~Anschreiben ent-
- nommen werden kénnen. : .

(3)::Das. Bundeskanzleramt unterrichtet das federfithrende M1n1-i

sterium von der Weiterleitung der Vorlage an den: Bundesrat, Fiir

- die Vertretung vor dem Bunde51at gelten §9 41 und 42 Abs, 1 enta'
sprechend.

(4) Ist kein Drucksatz (§ 37 Abs. 4, § 63 Abs. 3) vorhanden, iiber- ‘

sendet das federfihrende Ministerium dem Direktor des Bundesrates

unverzughch die geschriebenen Drudkplatten oder 1100 Abdrucke der

~ von. der Bundesregierung beschlossenen oder von einem Bundes-

_ minister zu erlassenden Rechtsverordnung, die-der Zustimmung des
_ Bundesrates bedarf.

o (5) Druckfehler oder andere: offenbare Unrichtigkeiten werden
durch Schrelben des Bundeskanzleramtes an den Direktor des Bundes-
z1ates berlchtlgt S

e 865 | |
‘~Fo~1gérdngen aus dem BeschlubB des Bundesrates

k (1) Den Beschluf des Bundesrates teilt das Bundeskanzleramt demf
_ federfithrenden Ministerium mit. -

_(2) Hat der Bundesrat zugestimmt, aber verlangt, daf Anderungen
; 3~vorgenommen ‘werden, so hat sich das federfithrende Ministerium,
. wenn nbtig, im Einvernehmen mit den beteiligten Ministerien, zu
. den Vorschliagen des Bundesrates zu erkliren, Handelt es sich.um
. eine Rechtsverordnung, die von der Bundesregierung zu erlassen ist,
oder ist der Verordnungsentwurf vor:der Vorlage beim Bundesrat
_ vom Kabinett gebilligt worden; ist mit einer Kabinettvorlage; aus
_ der die Auffassung des federfithrenden Ministeriums zu den vor-

geschlagenen Anderungen des Bundesrates ersichtlich sein muB, ein
BeschluB der Bundesreglerung zZu den Anderungen herbelzufuhren ‘

: . § 66
Vorbe«rveitung der Verkindung

(1) Spétestens in dem Zei‘tpu‘nkt,‘ in dem der Wortlalit einer Ver-f ‘
~ordnung endgiiltig feststeht, tibersendet das federfiihrende Mini-

_desgesetzblattes oder Schriftleitung des Bundesanzeigers — den Ver-

sterium dem Bundesministerium der Justiz — Schriftleitung des Bun-



s kanzleramt mit der Bltte die Unterschrlft des Bundeskanzlers emzuho—s

- RECHTSVERORDNUNGEN e s

~ordungstext. Fine besondere Reinschrift braucht nicht angefertigt zu
werden. Es geniigt ein Bearbeitungsstiick, in dem Anderungen’ ver-
“merkt sind. Bei der Ubersendung der ‘Vorlage *ist anzugeben, in
_welchem Blatt die Verordnung verkiindet werden soll. (§¢ 80, 81).

(2) Der Wortlaut der Verordnung steht fest

a) bei Verordnungen, die der Zustlmmung des Bundesrates be-
diirfen; nach:dieser Zustimmung:oder, wenn der Bundesrat
Anderungen vorgeschlagen: hat, nach der Zustimmung der
Bundesregierung oder der beteiligten Minister, wenn die .
Verordnung' nicht- von der Bundesreglerung Zu erlassen ist
oder ihr nicht vorgelegen hat,

b) bei anderen Ver ordnungen die von der Bundesreg1erung bAT.
erlassen sind, nach BeschluB des Kabinetts, -

¢) bei anderen Verordnungen, die von einem oder mehreren"“
Ministern zu: erlassen sind, nach Unterzelchnung der Ver-
ordnung durch den oder die Minister oder die Staatssekre-
tare dieser Ministerien.

(3) .Das Bundesministerium der Justiz — Schriftleitung des Bundes-
..gesetzblattes oder ‘Schriftleitung des Bundesanzeigers — stellt dem
federfihrenden Ministerium einen: Abdruck auf Buttenpapler fir dle
- Urschrift zur Verfligung: ‘

4) Wenn das in den Absatzen 1 bis 3 v01geschr1ebene Verfahren -
“die rechtzeitige Verkiindung einer Verordnung nicht zulaBt, kann
die . Urschrift ausnahmswelse mit de1 - Schreibmaschine . gefertig
Werden ' : ‘

§67

Unterzelchnung de1 Ursclrrift

(1) Bei Rechtsverordnungen der Bundesregierung;, die: der Zustim-
mung des Bundesrates bediirfen; hat der Referent des federfithrenden
Ministeriums. die Unterzeichnung der Urscirift zu veranlassen, sobald
-die: "Mitteilung - des Bundeskanzleramtes eingegangen -ist, daB “der

~Bundesrat zugestimmt oder ‘die Blindesregierung dle vom: Bundesrat“

vorgeschlagenen Anderungen beschlossen hat. Die Reihenfolge der.

- Unterzeichnung richtet sich: nach § 54 Abs. -10. S‘gbald die Unter-
.- schriften - der beteiligten‘Minister auf- der Urscarift geleistet sind,
: tibersendet das federfuhrende Ministerium ‘die Urschrift-dem Bundes-
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; len, Dieser setzt auch das Da’tﬁm ein. Bei Rechtsverordpungeh, die der
Zustimmung des Bundesrates nichit bedirfen, ist entsprechend zu ver-
. fahren; sobald die Bundesregierung die Fassung gebilligt hat. ‘

(2)Bei: Rechtsverordnungen. eines Ministers, die"der: Zustimmung
 des Bundesrates bediirfen, hat der Zustdndige Referent die Unter-
. zeichnung der Urschrift zu veranlassen, sobald die Zustimmung des
‘Bundesrates vorliegt oder die:vom Bundesrat vorgeschlagenen An-
derungen ibernommen sind; § 65 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberuhrt wenn
der Verordnungsentwurf vom Kabinett gebilligt worden war. Die
Urschrift ist dem Zeichnungsberechtigten  (§§ 68, :69) zur Unterf:
- schrift vorzulegen Die Rechtsverordnung erhdlt das Datury, an dem
der federfithrende Minister die Urschrift unterzeichnet. Ist die Rechts-
verordnung von mehreren Ministern zu unterzeichnen, so ist Absatz 1
_ entsprechend anzuwenden, Der federfilhrende Minister unterzelchnet*
alg letzter, ‘aber an erster Stelle. Er setzt auch das Datum ein, Bei
o Rechtsverordnungen, die der: Zustimmung' des Bundesrates nicht be-
dirfen; hat der zustand1ge Referent die Herstellung der Urschrift: zuf
~Veranlassen, sobald der Minister: oder sein: Vertreter: den Entwurf
. gezeichnet hat. .

(3 § 56 Abs. 2 gilt entsprechend.
§ 68
Unterschrift

‘ "‘(1) Wird -die Verordnung von der Bundesregierung erlassen, S
-wird sie vom Bundeskanzler oder seinem Stellvertreter und von dem
; federfuhrenden Minister unterzelchnet ~

. ® W1rd die Verordnung von einem Mlmster erlassen; so wird sie
. von ihm: unterzeichnet.

(3) Sind in den Fillen der Absitze 1 und 2 weitere Minister be-
teiligt, wird die Verordnung auch von ihnen in der Re1henfolge des
§ 54 Abs. 10 unterzelchnet :

® Bei Verordnungen, die das Einversténdnis oder.die Zustimmung
eines Ministers oder mehrerer Minister in der E‘mgangsformel‘
zum Ausdruck bringen, unterblelbt die Unterzelchnung durch diese
Minister,
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§ 69
Vertretung

(1) Ist der Minister verhindert; eine Verordnung, die von der Bun
desreglerung erlassen wird, zu unterzelchnen so ist § 55 anzuwenden .

(2 ) Ist der Minister verhindert, eine nach § 68 Abs. 2 von ihm Zux
erlassende Verordnung zu unterzeichnen, kann der. Staatssekretar in
Vertretung des Ministers zeichnen, Ist der: Staatssekretar verhindert,
so ist’ auch der mit der allgemeinen Vertretung des Staatssekretirs
-beauftragte ‘Angehdrige des Ministeriums berechtlgt, ,In Vertretung
des Staatssekretars zu unterzeichnen. k

§70
“Verkiindung
§3) Rechtsverordmihgen sind nach §8 80 und 81 zu verkiinden.

(2) Handelt es sich um Rechtsverordnungen der Bundesregierung,
- veranlaBt der Staatssekretédr des Bundeskanzleramtes die Verkiindung,
sonst das: federfithrende Ministerium. Hierzu ist die vollzogene Ur-
schrift dem Bundesministerium der Justiz — Schriftleitung des Bundes-
gesetzblattes oder Schriftleitung des Buhdesanzeigers — mit dem Auf-
trag zuzuleiten, die Verordnung pabl verkunden Dabei ist anzugeben,
in -welchem Blatt sie versffentlicht Werden soll. Im ibrigen gilt § 57
Abs. 3 entsprechend

S (3) Die Urschllften der Rechtsverordnungen bleiben bei der Schr1ft-‘
leitung des :Bundesgesetzblattes oder Bundesanzelgers Siewerden

dort verwahrt und von Zeit zu Zeit gesamrnelt an:- das Bundesarchw&_;‘

SzZur Aufbewahrung abgegeben.

§ 71

Inkrafttreten

Jede Rechtsverordnung hat den Tag, an dem sie in Kraft tritt, z
bestimmen, ‘wenn sie nicht nach Artikel 82 Abs. 2 des Grundgesetze:
mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft treten soll, an dem
das Bundesgesetzblatt ausgegeben worden 1st §..29 Abs: 2 gilt

: entsprechend S : .




3. ABSCHNITT: ALLGEMEINE VERWALTUNGSVORSCHRIFTEN

§ 72
Bezeichnung

Die Bezeichnung soll ; Allgemeine Verwaltungsvorschrift .
lautéen. Hinter dem Wort , Verwaltungsvorschrift” ist ein Zusatz zu
machen; aus dem sich das Gesetz, zu dem sie erlassén w1rd ‘oder i
Inhalt schlagwortartig ergibt.

8 73
E1ngangsfo1mel

Die Eingangsformel lautet; wenn sie sich auf eine besondere ge
setzliche Bestlmmung stiitzt: i

,,Nach § .. des Gesetzes .. oowird = mit Zustimmung des Bun
desrates —- folgende allgemeine Verwaltungsvorschnft erlassen
Sonst: ‘ :

«Nach ‘Artikel 84 Abs. 2 - (85 Abs 2) — (86) — (108 ‘Abs. 6)‘

des Grundgesetzes wird — mit Zustimmung dés Bundesrates

folgende allgememe Verwaltungsvorschrift erlassen:”

§ 74
We1te1es Verfahren :
| §22 Abs. 1, §8 23 bis 27, 31 bis 34, 61, 63 bis 65, § 67 Abs. 1 ne
2,88 68 und 69, aubBerdem; wenn die allgemeine Verwaltungsvi

schrift im Bundesanzeiger veroffenthcht werden soll,  §§ 66 und '70
‘gelten entsprechend, .




. ZWISCHENSTAATLICHE VEREINBARUNGEN

IV. ;Kapitell:l vBieSonderrekk Bestimmung‘en'

fiir ,zwischénSta_atliche Vereinbarungen

Aufnahme von Verhandlungen

; “Vor der Aufnahme von Verhandlungen wegen - des Abschlusses;
 einer zwlschenstaathchen Vereinbarung hat das federfiihrende Mini-

. sterium das Auswértige Amt zu unterrichten und dessen Zustimmung~
~ einzuholen (vgl: § 11 Abs. 2 Geschdftsordnung der Bundesregierung).

- Fiir bestimmte Sachgebiete oder ‘bestimmte Arten von Vereinbarungen
 konnen vom Auswértigen Amt gemeinsam mit dem federfuhrenden
Mmlsterlum besondere Regelungen getroffen werden.

576
‘Beteiligunyg und Unterrichtung
'devr ‘Bundesministerien

(1) ‘Far. die Betelhgung anderer Bundesmlnlsterlen gllt § 22 smn—*

gemdB, -Eine Beteiligung nach § 22 Abs. 2 Buchst. c ist nur bei, Ve

‘ tragen erforderhch die in der Form eines Staatsvertrages abgeschlos—

- sen werden. oder fiir die Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes
'gllt : S ;

@ Fiir bestimmte Sachgebiete oder bestimmte Arten von Verein-.
_ barungen kénnen vom Bundesministerium des Innern, dem Bundes-
‘ ministerium der Justiz und dem federfihienden Ministerium gemei;
sam' besondere Regelungen getroffen werden. AuBerdem konnen da
e Bundesmlnlsterlu_m des Innern und das Bundesmlnlsterlum der Justlz
o zum Zwedke der verfassungsrechtlichen Prifung in “einzelnen Fallen'
- um “die Ubersendung von Entwurfen ZWISchenstaathcher Verem-,
barungen b1tten : ‘ -




WISCHENSTAATLICHE VEREINBARUNGEN

§ 77
~Vollmachten

(1) Fir die Unterzeichnung von Vertrdgen mit auswértigen Staaten
. die in der Form eines Staatsverirages abgeschlossen werden, und von
 Vertrdgen, fiir welche Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes
_gilt, sind die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland mit einer Voll
_ macht auszustatten, die vom Auswértigen Amt beim Bundesprésiden
_ten eingeholt wird. Enthélt ein unter Satz 1 fallender Vertrag in sei
 nem Text keinen Ratifikationsvorbehalt oder stellt er die Ratifikatior
frei, ist die Unterzeichnung mit dem Vermerk ,unter Vorbehalt der
"‘Rat1f1kat1on" vorzunehmen, wenn dle Vollmacht mchts anderes be-~
stlmmt :

2 Vollmachten flir Reg1erungsabkommen Werden vom Auswar
 tigen Amt ausgestellt. Das Auswdartige Amt priift hierbei, ob die Zu
stimmung der beteiligten Ministerien oder ein die Unterze1chnung~~
billigender KabinettbeschluB vorliegt. -

 (3) Vollmachten fiir Verwaltungsabkommen, die lediglich die Zu
f_stand1gke1t eines Ministeritms. betreffen, konnen, wenn nétig, vonk;
 dem betreffenden Minister ausgestellt werden. ‘

‘ (4 ) Werden Verhandlungsvollmachten benotlgt gelten d1e Absatze
;1 bis 3 sinngemas.

;§78

Verfahren bet Zust‘immun'gsgesetzen o

. Fiir die Behandlung der Zustlmmungsgesetze zu volkerrechthchen
f?Vertragen gilt das II, Kapltel

§79 :
Bekanntgabe von Abkommen

A (1) Abkommen nach § 77 Abs. 2 und 3 smd wenn nicht zw1ngend .
Griinde es ausschheﬁen, nach § 81 zu veroffenthchen

- (2): Abkommen nach § 77 Abs. 3 sind dem Auswart1gen Amt in be
_g'laublgter Abschrift mitzuteilen. '

W



VEROFFENTLICHUNG IN' DEN AMTLICHEN BLATTERN

" V Kapit‘el:‘Verﬁfientlichung in den amtlichen Bléitterﬂ
580
Allgeme1nes :

(1) Gesetze miissen im Bundesgesetzblatt verkundet Werden (Ar~:“
tikel 82 Abs. 1 Satz 1-des Grundgesetzes) ~

e (2) Rechtsverordnungen werden im Bundesgesetzblatt oder im.Bun-
: ~’~desanze1ger verkiindet; im Falle des § 2 des: Gesetzes liber die Ver-
. kiindung: von- Rechtsverordnungen vom. 30, Januar 1950 (Bundes—f
. gesetzbl. S. 23) kénnen sie im Ve1kehlsb1att oder-im Tarlf- und Ver-
kehrsanzelger verkiindet werden. : ; « ‘

‘ ( ) Allgemelne Verwaltungsvorschrlften konnen im Bundesanzelger .
. oder 1n den Amtsblattern der Ministerien veroffentllcht werden.

; (4) Wenn zw1schen mehreren Verkundungsblattern gewahlt Werden
- “kann, soll nicht Wlllkurllch sondern nach: den Grundsétzen des §. 81‘; ,
_ verfahren werden. :

, : - (5) Werden Hinweise auf Gesetze oder Rechtsverordnungen die im

:v"'Bundesgesetzblatt oder :im. Bundesanzeiger verkiindet. worden 'sind,

_ in‘Amtsbldtter der Ministerien aufgenommen, oder werden solche Ge-

_ setze und Rechtsverordnungen dort ausnahmsweise mit ihrem vollen

 Text nachgedruckt, ist die Fundstelle des Bundesgesetzblattes oder
_ des Bundesanzeigers stets am Kopf oder in einer FuBnote anzugeben.

und- die. Seitenzahl. Det Bundesanzelger ist. mit Nummer und Datum ‘
ZU hennen.

§:81 ,
Verteilung des Stoffe‘s o
(1) Im Bundesgesetzblatt Werden veroffenthcht

aj)’ alle Bundesgesetze,

Bei-Anfihrung des Bundesgesetzblattes gentgt die Angabe des Teiles



- VERUFEENTLICHUNG IN' DEN. AMTLICHEN: BLATTERN o

b) Vertrage (Abkommen) mit auswirtigen Staaten, die unter
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes fallen oder, ohne
unter diese Vorschrift zu fallen, vom Bundesprasidenten rati-
fiziert werden, und die Bekanntmachung der Ratifikation
oder des Zeitpunktes, zu dem ein Verirag in Kraft tritt,

c) Rechtsverordnungen von wesenthcher oder dauernder Bede‘
tung, . .

d) zw1schenstaat11che Abkommen nach § 77 Abs. 2 und 3 d1e

“wegen ihres Inhalts, ihrer Géltungsdauer oder ihres Ge
tungsbereichs von erheblicher Bedeutung sind,

e) unter den in d) bezelchneten Voraussetzungen mit den in b)‘

~ und d) genannten Vereinbarungen zusammenhangende Be-

kanntmachungen, besonders Rechtsvorschriften der eur

~ paischen Gemeinschaften und autonome Satzungen zw1schen—
“staatlicher Verelmgungen, : :

f) Entscheidungen {iber die sachhche Zustandlgkelt nach Artlkel;
129 Abs:. 1 des Grundgesetzes, .

) die Entscheldungsformeln der Urtelle des Bundesverfassung
gerichts nach: § 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes Uber das Bur
kdesverfassungsgerlcht vom 12. Marz 1951 (Bundesgesetzbl I
S. 243), :

o h) Anordnungen und Erlasse des Bundespras1denten, ‘

i} Veroffenthchungen tiber innere. Angelegenhelten des Bun-f
destages und des Bundesrates, :

§) andere Veroffenthchungen im allgememen nur dann wenn e
~vorgeschr1eben ist. ~ ~

*(2) Das Bundesgesetzblatt erschemt seit dem 1. Januar 1951 in Z’W'el
gesonderten Teilen: ,,Bundesgesetzblatt Te11 I" und ,,Bundesgesetz—‘
blatt Teil 11", Teil II enthdlt: ;

a) zwischenstaatliche Vertrage Abkommen und Bekanntmachun-‘
gen nach Absatz 1 Buchstabe b, d und e,

b) Veroffentllchungen, die betleffen .
den Bundeshaushalt und die Ortsklassenverzelchnlsse,
die Elsenbahnen, die Schiffahrt (See- und B1nnensch1ffahrt)
‘und die Bundeswasserstraﬁen .

c) Rechtsvorschrlften auf dem Geblet des Zolltanfwesens

Teil T enthalt alle anderen in Absatz 1 aufgefuhrten Veroffent-
llchungen . ; : [




- VERGFFENirfLCHUNG‘IM,‘DEQ'AMTL‘ICHEN,Eikﬁ}éliﬁ . =
(3) In der ,Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzblaﬁ: Teil II1*
_werden die Rechtsvorschriften, die bei der Rechtsbereinigung als fort-

- ‘geltendes Bundesrecht festgestellt werden, nach Sachgebieten geord—
net neu versffentlicht: :

) Im Bundesanzeiger Werden ver6ffentlicht:

‘a) Rechtsverordnungen, die nicht im Bundesgesetzblatt oder
nach -§ 2 des Gesetzes iiber die Verkiindung von Rechts-
verordnungen vom30. Januar 1950 (Bundesgesetzbl S. 23)

“in-den dort genannten Blattern verkiindet werden, Auf diese
Rechtsverordnungen ist im Bundesgesetzblatt hinzuweise
' Die Stelle, an der sie veroffentlicht sind, und der Tag, an dem

, sie in Kraft treten; sind dabeianzufiihren,

b): allgemeine Verwaltungsvorschrlften, die micht: hinreichend
bekannt wirden; wenn sie nur in den Mlnlsterlalblat’rern
der Bundesministerien verdffentlicht wiirden, ‘

‘¢) Begriindungen von Regierungsentwiirfen, wenn ihre ‘Ver-f
offentlichung erwiinscht ‘ist, Zu versffentlichen ist die ur-
spriingliche Begriindung der Regierungsvorlage, unabhingig
vorn spdteren Anderungen des Gesetzeswortlautes. Es emp-
fiehlt sich jedoch," durch FuBnoten-darauf hinzuweisen, daf§

_die gesetzgebenden Korperschaften den Wortlaut wesentlich
gedndert haben, wenn die Begrundung in solchen Fallen nicht
mehr zutrifft,

d)- zwischenstaatliche Abkommen und Bekanntmachungen wenn
sie'nicht nach ‘Absatz :1 Buchstaben d .und e im Bundes-
gesetzblatt “zu veréffentlichen sind,” aufer wenn auf 1href
Veroffentlichung ausnahmsweise verzichtet wird,

-e) Vertrage zwischen Bund und Lindern oder zwischen Landern
_untereinander, bei denen kein Beschluf der gesetzgebenden
Korperschaften vorgesehen ist, ‘

f) Verleihungen ' des Verdienstordens 'der Bundesrepubh
‘Deutschland. ' : S

(5) In den Ministerialblattern (Amtsblattern) der Bundesmmlstenen
konnen unter anderem veréffentlicht werden: ,
a) Allgemelne Verwaltungsvorschrlften, S :
b) Ernennungen und Entlassungen von Bundesbeamten,

:¢) die in§ 2 des Gesetzes liber die Verkundung von Rechtsver—
ordnungen vom 30. Januar 1950 aufgefiibrten Tarife und
Verordnungen Sie miissen aber zu ihrer Rechtswirksamkeit
mindestens in den Amtsbldttern versffentlicht werden, dle im
("esetz besonders dafiir zugelassen. smd ‘




Anlage 1
(§ 3% Abs. 5. GGO II)

Der: Bundesminister:

(Geschaftszeichen)
: Referent: ~ . i den
: : : Hausruf:..

. S Kabinettsache! k

An den :

- Herrn Staatssekretar
des Bundeskanzleramtes

Entwurf eines Gesetzes ube1
PSRRI Anlagen

Anhegenden Ge«setzentwurf mlt Begriindung tibersende ich mit d
Bitte, seine Behandlung fur eine der nachsten Kabmetts1tzungen vo
zusehen; ~ oder

. wdie Zustimmung des Kablnetts durch Umlauf herbelzufuhren
(folgt, ~wenn: notxg, Erlauterung oder Hinweis auf die belgefug
Erlduterung).

Der Bundesmlmster der Justlz hat die Rechtsformhchkelt gepru

Die betemgten Bundesmmlster haben. zuges‘mmmt e :

Oder :
Zwischen dem Bundesminister des e : und de
Bundesminister des .. Siaan: WAL keme E1n1gung
erzielen (folgt Naheres) : e

Oder -

Der Bundesmlmster des Auswartlgen hat zugestlmmt (be1 Vertragen
Abkommen = nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes)

Bund, L andm‘ ader Gemmndpn werden nicht m1t Kosten belastet.
Oder : : ‘
Der Bundesminister der Fmanzen hat wegen der Kosten der Au
- fihrung des Gesetzes keinen Widerspruch erhoben. -
. Der Bundesbeauftragte fiir ertschafthchkelt in der Verwaltung h
- keine Bedenken geauﬁert F
L Oder :
Der Bundesbeauftragte far ertschafthchkelt ‘in der ~Verwa1tung
folgende Bedenken geduBert (folgt Néheres). . . -
Die Herren Bundesminister (Teil I A des Anschnftenverze1chmsses)‘
- und der Herr Chef des Bundesprésidialamtes haben d1e vorgeschneben >
~ Zahl von Abdrucken erhalten. '

s Abdrucke dieses Schrelbens mit Anlage(n smd be1gefug




Anlage 2
~ (8% 48,56 Abs. 1 cco 11)

Der Bundesminister.

(Geschéftszeichen

o den.. ..196...

An den’ s ’
Herrn Staatssekretar
des Bundeskanzleramtes

Gesetz

1 Anlage

Hlerm1t tibersende ich die von m11 gegengezeichnete  Ur~
schrift mit der: Bitte, ‘die: Geg‘enzelchnung des. Herrn ‘Bundes-
kanzlers herbeizufiihren und - das Gesetz “danin. ~dem. Herrn
Bundespra51denten zZur Ausfertlgung vorzulogen




Anlage 3
© . (§56 Abs. 1 GGO I

. Der Staatssekretir
des Bundeskanzleramtes

(Geschditszeichen)

. den . 196

Gesetz....

Urschriftlich mit 1 Anlage'
an den’ -
Herrn Chef des Bundesprasnilalamtes

mit der Bitte, das verfassungsmaBig zustande g‘ekdmin
Gesetz dem Herrn Bundesprasxdenten zur Ausfertlgung Vi

zulegen. _
Der Bundesrat hat QI i s beschlossen; dem Ge‘sek

zuzustimmen — einen Antrag nach Artikel 77 Abs. 2 des Grun

gesetzes nicht zu stellen - einen Einspruch nach Artikel 7

Abs. 3 des Grundgesetzes nicht emzulegen — den Elnspruch
© Der am

iiberstimmt worden. — Die Bundesregierung hat dem Gesetz di
. Zustimmung nach Artikel 113 des G‘rundgesetz.e‘s erteilt,



ANLAGEN

‘Anlage 4 :
(§ 56 Abs. 1, § 57 Abs 1. GGO H)‘j

Der Chef des
Bundesprisidialamtes

(Geschaftszeichen)

, den

Gesetz

1. Ubhche Nachricht an das federfuhlende Mlnlsterlum und dle ;
beteiligten Ministerien [ERR IR &

2. Urschriftlich. mit ‘1 Anla.ge

an die

Schriftleitung o
des Bﬁndesgesetzblattes im. Bundesjustizministerium
.Bonn'

Petersbergstr 20

. zur. Verkiindung: des in Urschrift beiliegenden Gesetzes, das :
der Herr Bundesprésident ausgefertlgt hat.




Anlage 5 :
(§:56 Abs. 1, § 57 Abs.- 1 GGO II)

Bundesjustizministerium: -

_ Schriftleitung Bundesgesetzblatt

- (Geschéftszeichen) .

, den.. 196.

1. Das Gesetz ist im Bundesgesetzblatt Teil‘..; .................. S
verkiindet worden. " : : - : .
2. Vordrucknachricht ah den StBK  (s. Anlage 6)
/ L3 Zur Sammlung (Vlerteljahresablleferung an --das Bundes—

archiv)




ANLAGEN 59

Anlage. 6
(§ 56 Abs. 1, § 57 Abs, 1 GGO. 1)~

- .Det  Bundesminister - der - Justiz
' (Geschaftszeichen)

;- den e 196,

An den . .
Herrn StaatSSekretar .
des” Bundeskanzleramtes

Cesetz.

Das - Gesetz istvom Herrn Bundespras1denten unter dem

ausgefert1gt und im Bundesgesetzblatt Teil...

; ver kundet Worden




| ANLAGEN

Anlage 7
»(§ 59 “Abs.'3 GGO 1}
Muster

Bekanntniachung

der Neufassung der Verordnung..... Sl

~=der Verordn‘uhg

OM. s 19 (Bundesgesetzbl. T. S ) WirdnachStehend
der Wortlaut der- Verordnung - : ;
in der jetzt geltenden Fassung bekanntgegeben, wie sie sich aus: der oben
angefuhrten Anderungsverordnung und den Anderungsverordnungen -

(Bundesgesetzbl. I 5. )
(Bundesgesetzbl. L. S
‘ (Btlndesgesetzbl. LS.

Die Rechtsvorschriften sind: auf Grund

des (der) §.(8) ivimiiii iz = des (i der) ‘Artikel(s ) .......................... i

des Gesetzes ; ' .
L vom . (Bunde.sgesetzbl. IS

(der) § (8)- .

- des (der) Artikel(s)
‘Gesetzes e G

vom

(Bundesgesetzbl. IS

erlassen worden.



- graphen der GGO II; A =

 SACHVERZEICHNIS -

Sachverzeichnis ‘

~'Die"Zahlen ‘ohne vorangestellten Buchstaben verweisen - auf die Para-

A

 Abdrucke 39 (3), 53 (3), 5
(4), 74
. Abkommern 38, 77 2, 3), 79

4 (2); 64

. Abkiirzung 26 (1), 32 (1, 3), 62, 74
Absatz (Absétze) 31, 32 (1), 62, 74 -

Abschnitte 31, 62, 74
‘Allgemeine Verwaltungs-

. vorschrift(en) 58 (2), 72—74, 80 (3)
- “Amtliche Blitter 80,81 -

Amtsblatter 80 (3,.5), 81 (5) :
- Anderungsgesetze 33 (3;°4), 62, 74
Anfragen, GroBe: 6, Kleme 78
mfindliche 9, 10
Anordnung 58 (3) : .
“Anschreiben; fiir einé Kabinett-
vorlage A 1 ‘

Antrdge; aus. der Mitte des Bundes~

tages 13
Artikel 31, 32 (1) 62, 74
Aufnahme von Verhandlungen 75
" Ausfertigung, voh: Gesetzen 56, von
‘Rechtsverordnungen 60

k Auskiinfte, gegeniiber dem BVerfG 20
- AusschuBsitzungen, Teilnahme an -

405, 16°(3), 17 (2)
- Ausweiskarten 2 (1)
AuBenstehiende s, Unterrichtung
Aullerungen, gegeniiberdem BVerfG
20 :

B .

~ff‘Beantwortung, GroBer Anfragen 6,

Kleiner- Anfragen 7 8, mundhcher
:9,710.

: ~kBegrundung, von.Gesetzen 37 (2; 3);

39:(1); von Rechtsverordnungen 61,
von:-allgemeinen: Verwaltungsvor-
schriften 74 :

Anlage, emgeklammerte Zahlen: Absatze

Bekatintmachung 32 (3), 59 (3), A Fo

Beschlull 35

Beteiligung 6 (2), 7 (1) 9 11,719 (1) .
20 (3, 5), 22; 62, 74,76 -

Bezeichnung, des Gesetzes 26, an—_,g

gefiihrter Textstellen 32,62, 74, von
Rechtsverordnungen und aligemei:
nen: Verwaltungsvorschriften 58,
72, von Rechtsverordnungen 62,
von ‘allgemeinen Verwaltungsvorw;,
schriften 74 . ‘

-Buchstabe(n) 31,32 (1 ), 62,74
Bundesanzeiger 66 (1, 3); 70, 80:(2, 3,

5), 81 (4) : :
Bundesarchiv 57 (2), 70 (3)
Bundesgesetzblatt 32:.(2, - 3);

‘56 (1), 57,.62, 66 (1, 3),

(1,-2,5), 81 (1,2 3) :
Bundesprasident 48; 56 (1)
Bundesrat 16, 39, 40, 41, 42, 46, 47

48, 64,.65; 74 .
Bunde51eg1e1ung 30 35 47 48, 63

65 (2), RS
Bundestagl 2. 5,6, 7 8 9,10, 11:

12,13, 43, 44, 45, 46, 47, 48

53, 54,
70, 74, 80

Bundesverfassungsgericht, Verfahrenf -

vor-dem.18—20. .

D

Druckfehler 39 (4), 43

(2. 44, 54 (4),
57 (3), 64 (5) -

- Druckplatten 39 (3), 64 (4), 74

Drucksachen 8; 40; 44 e
Drucksatz 37 (4) 39 (3), 53 (3), 64 4,

74 : : : : .
& B E

Elngangsformel 28759, 73

-+ EinlaBkarten 2. (2) S i
) EntwurfsbearbelterVZ'? (2); 62,74




:Erlauterung, 24 Gesetzentwiirfen
37

. Ermachtigung 30, 33 (3), 6

- Ersuchen, des Bundestages an die
- Bundesregierung 11, 12

F

Fragestunde 9;-10

~ G
_Gegenzeichnung 55, 56 (1)
Geschéftsordnung, ~des  Bundestages
L (1), 6 (1,5 11, 12, 45, des Bun-
 desrates 16. (1), des: Vermittlungs-
_ausschusses 17 (1); der Bundes—
 regierung 63 (2}, 75
Gesellschaft fiir deutsche Sprache 34
. (2),62, 74
 Gesetzentwiirfe; Vorbere1tung 21.bis
25, Fassung 2634, Vorlage 35
 bis 51, der Bundesregierung-35 bis
48, bel Gesetzgebungsnotstand 51
Gesetzgebung, Weg der 21—57
Gesetzgebungsnotstand 51
Gesetzessprache 34, 62,74
Gesetzesvorlagen, 'des -Bundestages
49, des Bundesrates 50, sonst s.
 auch Gesetzentwiirfe, Vertreten
. der 41, Einbringen der 43
. GroBes Bundessiegel 56 (2), 67 (3)

29 (1, 3), 39 (1), 46, 47 (1, 3, 4), 48,
50 (2), 51 (1), 53 (4), 54 (1, 3, 8), 73,
76 (1), 80 (1), A1, A3

H

I
nkpafttrke’cen 29, 71

b

Kapitel 31, 62, 74
"Kennzeichnung, von' Entwiirfen
27 (1), 62, 74
Klarhelt des Inhalts 33 (1) 62; 74

- SACHVERZEICHNIS

“Kosten, der Ausfiihrung. von Ge-

Offentlichkeit, der Vollsitzungen des

_Grundgesetz 6 (6), 17 (1), 26 (4),"

- Hausordnung, des Bundestages 1 (1}

Korrekturabdruck 53 (3).
Korrekturen, von Ministerreden
15 (1)

setzen:37:(1,2), A1 !
Kurzbezeichnung 26 (1), 32 (2), :62.~
74 o
Ministerialbldtter 5. Amtshldtter
Ministerreden 14,15
Muster A 1-—7

N

Neufassung 32 (3), 59 (3), 62, 74,
A7
Nummer(n) 31, 32 (1), 62, 74

o

Bundestages 1 (2), Ausschuﬁsitzu
gen des Bundestages ‘1 :(2); d
Vollversammiung des Bundesrates
16 (2), Ausschussitzung des Bu
desrates 16 (2, 3)

P
Paragraphen 31, 62, 74

R .
Regierungsabkonimen. 77 (2}, 79 (1)
Regierungsbank 3 :
Redhtsformlichkeit 36 62, A 1
Rechtsverordnungen: 30, 58: (1) 59 bls‘

71, 80.(2) :
Reichsgesetzblatt 32 (3), 62, 74

S;
Sammlung des Bundesrechts 81 (3)
Satz 32 (1), 62,74 * ~
SchluBformel 54 (6,-7)
Sprechzettel 14
Staatsvertrag 77 (1)




SACHVERZEICHNIS‘ = o e 68

T

Tarif- und- Verkehrsanzeiger 80 (2)
Teile 31, 62, 74 :

Teilnahme. an Au'sschuﬁsitzungen
4,5,16 (3), 17 (2, 3)

Titel 31, 62, 74

U

Umlauf A 1 .

Unrichtigkeiten,  offenbare s, Druck~
fehler

Unstimmigkeiten 44, 57 (3)

Unterlagen, Beschaffung von 23 62
74

Unterrichtung, 1 (3), 16 (3), 17 (3), .

21, 24, 25, 62, 74, 76 (2)
Unterschrift 68, 74
Unterzeichnung 54 (10), 67 74, 77
Urschrift 54, 56, 57, 66, 67, 70, 74

v .
- Verhandlungen, Aufriahme ‘von 75
‘Verkehrsblatt ‘80 (2)

- Verweisungen 33 (2), 62 74

Verkiindung 29, 52 53 57, 66 70
74, 80 (1, 2) ‘
Vermlttlungsausschuﬁ 1%, A7, 48, 54

4

- Verbifentlichung(en) 15, 32 @) 62.“

74, 79 {1), 80—81
Vertreten, der Gesetzesvorlagen 41
45 (2) Lo
Vertretung 19, 55, 69, 74 -
Verwaltungsabkommen 77 (3), 79
(1, 2)

Vollmachten 77
Vélkerrechtliche Vertrage
(Abkommen) 38

Z

Zustimmungsgesetze, zu volkerrecht-

-lichen Vertrdgéen (Abkommen)
38, 78

Zw1schenstaathche Verembarungen ~
75——79 ‘
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